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Tagesordnungspunkt 1a

Antrag der Abgeordneten Bettina Herlitzius,
Daniela Wagner, Stephan Kühn, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN

Klimaschutz in der Stadt

BT-Drucksache 17/5368

Tagesordnungspunkt 1b

Antrag der Abgeordneten Daniela Wagner, Bet-
tina Herlitzius, Ingrid Nestle, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN

Energieeffizienz und Klimaschutz im Gebäude-
bereich

BT-Drucksache 17/5778

Tagesordnungspunkt 1c

Antrag der Abgeordneten Sören Bartol, Uwe
Beckmeyer, Martin Burkert, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der SPD

Klimagerechte Stadtpolitik - Potentiale nutzen,
soziale Gerechtigkeit garantieren, wirtschaftliche
Entwicklung unterstützen

BT-Drucksache 17/7023

Vorsitzender: Ich möchte Sie alle recht herzlich
begrüßen zu unserer öffentlichen Anhörung. Die
Basis der Anhörung sind mehrere Anträge von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und insbesondere
auch von der SPD. Wir haben in Einigkeit eine
ganze Reihe von Sachverständigen eingeladen.
Ich möchte recht herzlich begrüßen Herrn Bohne
von der Vereinigung für Stadt-, Regional- und
Landesplanung. Herrn Rasch, Vorsitzender der
Bundesvereinigung der Spitzenverbände der
Immobilienwirtschaft, Herrn Siebenkotten als
Direktor des Deutschen Mieterbundes, Herrn Dr.
Stücke, für Haus & Grund, Herrn Wachholz, vom
Naturschutzbund Deutschland. Herrn Dr. Witt
vom Bundesverband der Energie- und Wasser-
wirtschaft, sehe ich noch nicht. Die Bundesver-
einigung der kommunalen Spitzenverbände war
auch eingeladen, aber sah sich aus terminlichen
Gründen nicht in der Lage jemanden zu schi-
cken, auch auf mehrmalige Nachfrage nicht.
Aber sie haben eine schriftliche Stellungnahme
eingereicht. Es sind inzwischen auch nahezu alle
schriftlichen Stellungnahmen eingetroffen. Es
waren insbesondere vier Themenkomplexe
angesprochen, nämlich: als ersten Punkt die

planerische, gesetzliche und fördertechnische
Ausgestaltung der energetischen Quartiersa-
nierung, als zweites die Förderung der energe-
tischen Quartiersanierung im Gesamtförder-
kontext, als dritter Punkt die Frage des Klima-
schutzes in Kommunen durch flächensparendes
Planen und Bauen und viertens der kommunale
Klimaschutz und die Frage der weiteren Instru-
mente. Ich begrüße herzlich Herrn Dr. Witt, der
gerade gekommen ist. Damit sind wir vollständig.
Es ist ausgemacht worden, dass die Sachver-
ständigen kurz, in wenigen Minuten – formal drei
Minuten – die wichtigsten Punkte ihrer Stel-
lungnahme nochmal kurz hier vorstellen. Dann
beginnen wir mit den Fragerunden der Fraktio-
nen. Wir haben knapp zwei Stunden Zeit, näm-
lich bis 13.00 Uhr. Wir fangen der Reihenfolge
nach an. Herr Bohne. Sie haben das Wort, um
nochmal die wichtigsten Punkte Ihrer Stellung-
nahme kurz hervorheben. Ziehen Sie bitte je-
weils das Mikrofon relativ nah zu sich heran und
schalten Sie es ein. Eingeschaltet ist es, wenn es
leuchtet und danach wieder ausschalten, bitte.
Danke!

Rainer Bohne (SRL): Herzlichen Dank, erst mal
für die Einladung, hier heute eine Stellungnahme
abgeben zu können. Die SRL, die Vereinigung
für Stadt-, Regional- und Landesplanung ist der
Berufsverband der räumlich planend Tätigen und
hat nicht ohne Grund in seiner Satzung, dass wir
uns um die gesellschaftliche Verantwortung
dieser Planenden kümmern. Insofern haben wir
uns auch bei dieser Stellungnahme weitgehend
auf die zunächst allgemein gesellschaftliche
Verantwortung betreffenden Punkte beschränkt.
Da ist uns das Hauptanliegen zunächst einmal.
Wir haben die Befürchtung, dass die Wichtigkeit
des Klimaschutzes einen zu hohen Stellenwert in
gewisser Hinsicht bekommt. Nämlich dadurch,
dass die Nachhaltigkeitsgrundsätze, die eigent-
lich viel vordringlicher zu beachten sind, mögli-
cherweise hinten runterfallen in Teilen und der
Klimaschutz sozusagen als über der Nachhal-
tigkeit stehendes Konstrukt betrachtet wird.
Dieses möchten wir gerne beachtet haben, dass
die Nachhaltigkeit eigentlich das Wichtigere ist
und jeder Klimaschutz sich in diese Nachhaltig-
keitsstrategie einfügen muss. Dies gelingt am
Besten durch eine integrierte Planung. Inte-
grierte Stadtentwicklungsplanung muss sich
eben an Nachhaltigkeitsgrundsätzen orientieren
und insofern muss sich der Klimaschutz dort
einbinden. Das heißt, dass natürlich insbeson-
dere die Kommunen, die Träger der Planungs-
hoheit, in die Lage versetzt werden müssen,
durch ausreichende finanzielle Mittel diesen
Zielen auch nachgehen zu können.
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Wir kennen ja die ganze Diskussion über die
Kürzung der Städtebauförderung, die muss ich
hier wahrscheinlich jetzt nicht wiederholen. Sie
kennen die Stellungnahmen der Verbände und
der Betroffenen. Es gibt eine ganze Reihe von
Änderungen, die im Rahmen der BauGB-Novelle
jetzt schon angesprochen wurden. Die möchte
ich jetzt hier im Einzelnen nicht weiter erwähnen.
Sie können das auch in den jeweiligen Stel-
lungnahmen nachlesen. Wichtig ist aber dabei –
denke ich –, dass zum Beispiel in dieser
BauGB-Novelle der Ausdruck „klimagerechte
Stadtentwicklung“, der zwar noch nicht endgültig
richtig definiert ist, aber als Begriff zumindest
schon mal ins BauGB hätte eingeführt werden
können, damit er nämlich über die Begründun-
gen und über das Weitere stärker definiert wer-
den kann. Das halten wir für sehr schade, dass
dies nicht mehr drin steht, weil damit ein Leitbild
im Rahmen des BauGB hätte verankert werden
können. Wichtig ansonsten, wenn man jetzt die
einzelnen Änderungen, die ich auch in der Stel-
lungnahme aufgeführt habe, überspringt und
nochmal auf die Nachhaltigkeit zurück geht, da –
denke ich – sollten zwei Dinge beachtet werden:
Nachhaltigkeit muss natürlich nicht nur ökono-
misch, sondern auch sozialverträglich sein. Das
heißt, jeglicher Klimaschutz muss so gestaltet
werden das er auch sozialverträglich und öko-
nomisch sinnvoll durchführbar ist. Das heißt,
dass Mieterhöhungen oder Ähnliches eben nicht
auf die Letztverbraucher abgewälzt werden
dürfen. Sondern sie müssen so gestaltet werden,
ggf. durch entsprechende Förderungen, dass es
sozialverträglich abgefedert wird. Dazu gehört
natürlich auch, dass eine solche Maßnahme
kommuniziert wird. Dass eine Kommunikations-
strategie entwickelt wird, weil wir immer wieder
feststellen müssen: Wenn nicht richtig kommu-
niziert wird, kann die Bevölkerung diese Ziele
auch nicht nachvollziehen und sieht dann nur die
Nachteile. Das bedeutet, dass an diesem Punkt
Mittel auch bereitgestellt werden müssen, eben
für nichtinvestive Maßnahmen. Also wir haben ja
genau das Problem bei der Sozialen Stadt, wo
nichtinvestive Maßnahmen gestrichen wurden.
Was – und das sage ich mal ganz deutlich –
verdammt verheerend ist. Und wenn wir hier
ähnlich verfahren würden und nichtinvestive
Maßnahmen nicht fördern würden, würde das bei
der Bevölkerung nicht ankommen können. Und
dann ist – glaube ich – dem Klimaschutz über-
haupt kein Gefallen getan.

Ein Letztes noch, ich habe es in der Stellung-
nahme extra erwähnt: Baukultur! Es kann und
darf nicht sein, dass wir die Baukultur dem Kli-
maschutz opfern. Beides muss ineinandergrei-
fen, beides muss funktionieren. Es kann nicht
sein, dass wir quasi wie mit dem Buttermesser
jetzt über die Stadt gehen und alles glattstrei-

chen mit Wärmedämmfassaden, jegliche Aus-
drucksform von Gebäuden sozusagen damit
niedermachen. Sondern wir müssen intelligenter
fördern, wir müssen etwas Intelligentes tun,
damit das, was in Jahrhunderten an Stadtgestalt
aufgebaut worden ist, auch für die Nachwelt
erhalten bleibt. Das wäre es in Kürze.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Bohne! Herr
Rasch!

Walter Rasch (BSI): Meine Damen und Herren,
vielen Dank, dass ich hier eine kurze Stellung-
nahme abgeben darf. Wir stehen ja in der Im-
mobilienwirtschaft vor großen Herausforderun-
gen, weil die Politik und wir alle gemeinsam
Wünsche haben an die Bestandsimmobilien und
an den Neubau, die beachtlich sind. Deswegen
beachtlich, weil man sogar noch die Wünsche,
nämlich den energetischen Umbau, die alters-
gerechte Sanierung, die Revitalisierung der
Innenstädte erreichen will. Das alles unter dem
Gebot, dass es sich auch finanziert, nämlich
refinanzierbar ist aus den Energieeinsparungen
und dass wir diese Ziele möglichst zügig und
möglichst bald erreichen. Wir wollen uns heute
hier ja unter anderem auf den städtischen Um-
bau und die Revitalisierung konzentrieren. Um
das aber zu erreichen, müssen die Rahmenda-
ten stimmen. Wir brauchen Planungssicherheit,
wir brauchen klare Strukturen in einer
Anreizförderung. Es ist ja keine Vollkostenför-
derung, es geht darum, dass die Bürgerinnen
und Bürger interessiert werden und angereizt
werden, die energetischen und die von mir ge-
nannten Ziele zu erreichen. In der Vergangenheit
haben wir feststellen müssen, dass da durchaus
ein Schlingerkurs gefahren wird, der sich jetzt
hoffentlich in eine geradlinige Struktur entwickeln
wird. Nämlich dass die Förderprogramme auf-
gestockt und aufgebaut werden, so dass wir im
Bereich der energetischen Sanierung, was die
KfW-Programme angeht, eine Planungssicher-
heit haben. Wir gehen davon aus, wir benötigen
eigentlich mindestens zwei Milliarden Euro im
Jahr, um das, was erreicht werden soll, zu er-
reichen. Es gibt Zahlen, je nachdem wie schnell
Sie es erreichen wollen, die auf bis zu fünf Milli-
arden Euro gehen. Wir finden die Kombination
zwischen Zinsförderung und Zuschussförderung
sinnvoll, dass man das hier ergänzt. Wir sind
dafür, dass man auch keine maximalen Modelle
fährt, sondern optimale Lösungen sucht für jedes
einzelne Haus. Das heißt, mehr in die Breite
gehen, nicht die Messlatte höher setzen, um
Spitzenergebnisse zu erzielen, sondern mehr
Masse in einer optimalen Weise zu erreichen.
Sie wissen ja, wenn Sie die Förderung anheben,
also die Messlatte anheben, kommen immer
weniger infrage, diese Ziele zu erreichen. Das
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heißt, man spart sozusagen Aufwand, aber man
geht am Ziel vorbei. Mehr Breite wäre wichtig.

Wir plädieren dafür, dass wir steuerliche Anreize
setzen, die auch in der Gebäudesanierung hel-
fen. Einmal im Bestand: Da ist ja nach wie vor ein
Beschluss des Bundestages in der Welt, der
noch im Vermittlungsausschuss „hängt“. Wir
würden das sehr unterstützen, wenn dadurch
erreicht werden könnte, steuerliche Anreize zu
schaffen und zehn Prozent in zehn Jahren
abschreibbar zu machen. Das Gleiche gilt für
den Neubau; die lineare Abschreibung sollte auf
vier Prozent erhöht werden. Das würde im Üb-
rigen auch die Investorenseite entlasten und
damit auch den Druck rausnehmen, die Mehr-
kosten an die Mieter im Rahmen der gesetzli-
chen Möglichkeiten, weiterzugeben. Auch das
wäre eine interessante Komponente, die hier
vernünftig wäre, die wirksam ist und letztendlich
nicht zu Fehlallokationen führt. Aber das kann ich
im Statement hier nicht weiter ausführen. Also in
dem Rahmen sollten wir uns bewegen und auch
da mutig weitergehen, wenn man die Ziele er-
reichen will, die hier formuliert worden sind.

Wir gehen jeweils von dem einzelnen Objekt aus
und sagen, wir müssen die optimale Lösung
finden. Wir versuchen, das zu integrieren und in
die Quartiere und Innenstädte einzubauen, um
dort Kooperationen zu entwickeln, die dazu
beitragen, eine energetische Sanierung und eine
energetische Situation zu schaffen, die optimal
ist, wo ein Stärkerer, einen Schwächeren mit-
nimmt; wo Sie etwa mehrere Gebäude in einem
Quartier verknüpfen können, in einer freien Ko-
operation, um das Optimum dessen, was dort
erreichbar ist, zu erzielen – unter Gesichts-
punkten des Denkmalschutzes, der Städtebau-
förderung, aber auch unter stadtwirtschaftlichen
Aspekten. Dazu reichen die Mittel, die wir haben,
nicht aus. Die Mittel sind gesenkt worden, was
wir bedauern und wir können nur an die Bun-
desregierung und an sie als Abgeordnete in
diesem Ausschuss appellieren, diese Mittel
wieder anzuheben, damit die Maßnahmen an-
gereizt werden, die geplant sind oder die möglich
wären. Ich vertrete nach wie vor und nachhaltig
den Standpunkt, dass die Anreizmittel insofern –
ob es steuerlich ist oder ob es Zuschüsse oder
Zinssubventionen sind – mehr wirtschaftliche
Tätigkeit initiieren, und mehr wirtschaftliche
Tätigkeit führt zu Mehreinnahmen auf der steu-
erlichen Seite. Das heißt, ich vertrete die Ansicht,
dass sich die Maßnahmen im Wesentlichen
refinanzieren aus steuerlichen Mehreinnahmen.
Der Fiskus bilanziert zwar nicht wie ein normales
Unternehmen zwischen der Ausgaben- und der
Ertragsseite, aber letztendlich, volkswirtschaft-
lich gesehen, ist das der Fall, so dass wir ei-
gentlich auch davon ausgehen können, dass

das, was aus der öffentlichen Hand investiert
wird, wieder durch die steuerlichen Maßnahmen
refinanziert wird. In diesem Kontext möchten wir
uns bewegen und wir unterstützen die Bundes-
regierung klar in der Linie, die Grundziele zu
erreichen, aber Sie müssen auch, ich wiederhole
mich, die Rahmenbedingungen schaffen, in
denen man wirtschaftlich vernünftig handeln
kann. Das Gebot der Wirtschaftlichkeit und der
Energieeffizienz, sind zwei Gebote, die das
Ganze tragfähig machen. Vielen Dank.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Siebenkotten,
Sie haben das Wort.

Lukas Siebenkotten (DMB): Herzlichen Dank
für die Einladung! Meine Damen und Herren: Der
Deutsche Mieterbund setzt sich seit Jahren dafür
ein, dass energetische Sanierung in Wohnge-
bäuden durchgeführt wird, obwohl das für man-
che, die unseren Mietervereinen angehören,
keineswegs eine besonders erfreuliche Nach-
richt ist. Denn wenn man die Sanierungen der
letzten Jahre betrachtet, sieht man, dass jeden-
falls da, wo der Markt die elfprozentige Umlage
der Investitionskosten pro Jahr auf die Miete
hergibt – nicht in ganz Deutschland, aber in
bestimmten Ballungszentren –, die Mieterhö-
hungen auch mindestens doppelt so hoch sind,
wie das, was an Heizkostenersparnis für den
Mieter wieder hereingefahren werden kann.
Deswegen beschäftigen sich die Anträge, die
hier vorliegen ja auch mit der Frage der sozialen
Ausgewogenheit. Der Begriff „Warmmieten-
neutralität“ kommt zum Beispiel im SPD-Antrag
vor und wir möchten ganz klar sagen, dass das
natürlich das erstrebenswerte Ziel wäre: Wenn
energetische Sanierung in der Weise ablaufen
würde, dass im Ergebnis eine Warmmieten-
neutralität für den Mieter dabei herauskommt,
das heißt, es wird genauso viel an Kaltmiete
aufgeschlagen, wie auf der anderen Seite an
Heizkostenersparnis wieder reingefahren wird.
Wir sind uns allerdings darüber im Klaren, dass
so etwas nicht innerhalb kürzester Frist er-
reichbar ist und deswegen muss natürlich die
Möglichkeit bestehen, was die Warmmieten-
neutralität betrifft, eine Rechnung auf mehrere
Jahre im Voraus zu betreiben, damit hier im
Endergebnis sowohl dem Investor, als auch dem
Mieter genüge getan ist. Diese Berechnung hat
allerdings immer einen erheblichen Haken:
nämlich den, dass kein Mensch weiß, wie sich
die Energiepreise entwickeln. Und die müssen ja
in solche prognostischen Berechnungen nun
einmal mit einbezogen werden. Also, wenn das,
was in einem Antrag steht, nämlich die Warm-
mietenneutralität von Anfang an realisiert würde,
wäre das natürlich zu unserer großen Freude
und wir könnten Ihnen sicher sagen, dem Vor-
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wurf des Auslösers für soziale Verwerfungen
sind Sie deswegen jedenfalls nicht ausgesetzt.

Ich möchte mich im Übrigen Herrn Rasch an-
schließen und darauf hinweisen, dass die Bun-
desregierung ihre eigenen energie- und klima-
politischen Ziele mit dem Instrumentenkasten,
der zur Zeit zur Verfügung steht, jedenfalls defi-
nitiv nicht erreichen kann. Da sind wir uns,
glaube ich, auch hier alle einig. Das heißt, es ist
dringend erforderlich, dass die Fördermittel, die
über die KfW zur Verfügung gestellt werden,
deutlich nach oben gefahren werden. In den
Anträgen, die hier vorliegen, steht: Mindestens
zwei Milliarden Euro, Kollege Rasch hat das
gerade auch angesprochen. Das ist nach unse-
rer Ansicht das Minimum! Und es gibt ja durch-
aus Institutionen, wie etwa die dena oder auch
Naturschutzverbände, die sagen: Das reicht bei
Weitem nicht! Es müsste noch wesentlich mehr
sein! Würde man aber – und dieser Punkt ist aus
unserer Sicht von ganz großer Bedeutung –
wenigstens bei zwei oder 2,5 Milliarden Euro
eine Verstetigung herbeiführen, das heißt also,
sicherstellen, dass wenigstens über einen mitt-
leren Zeitraum hinweg, die potentiellen Investo-
ren wissen: Das ist unser Rahmen. Dann aller-
dings würde dem Attentismus, den wir im ersten
Halbjahr diesen Jahres bei der KfW zu ver-
zeichnen haben, nämlich dass die Förderanträge
deutlich zurückgehen, weil kein Mensch weiß,
wie es denn eigentlich weitergeht, diesem At-
tentismus würde sinnvoll begegnet werden. Also,
ganz wichtig sind Verstetigung und Verlässlich-
keit. Gift für einen Investor ist es – ich glaube,
das ist eine Binsenweisheit –, wenn er keine
Ahnung hat, vor welchem Hintergrund welcher
möglichen Fördermittel er denn nun eigentlich
investieren soll. Im Übrigen möchte ich betonen,
dass es natürlich dem Mieter nützt, wenn eine
ordentliche Förderkulisse da ist, weil ja das, was
dadurch an Nutzen für den Vermieter erzielt wird,
im Ergebnis auch nicht mehr auf den Mieter
umgelegt werden kann. Das heißt, die Mieter-
höhungsmöglichkeiten nach § 559 BGB würden
sich entsprechend verringern. Auch das dient
dem sozialen Frieden und der Akzeptanz in
diesem Zusammenhang.

Meine Damen und Herren, ich möchte darauf
hinweisen, dass alle Gedanken zur Integration
der energetischen Sanierung in entsprechende
Stadtteilquartierskonzepte von besonderer Be-
deutung sind, auch die Integration der Planung
des öffentlichen Personennahverkehrs, die in
den Anträgen ebenfalls eine Rolle gespielt ha-
ben. Ohne das einzelne Haus zu vernachlässi-
gen: es ist wichtig, quartiersbezogen vorge-
gangen wird. Das würde im Übrigen ja auch dann
besser funktionieren, wenn die Kommunen in die

Lage versetzt werden, entsprechende Planun-
gen zu betreiben.

Vorsitzender: Vielen Dank für Ihre Stellung-
nahme. Herr Stücke, Sie haben das Wort.

Dr. Andreas Stücke (Haus & Grund): Vielen
Dank, Herr Vorsitzender. Wir bedanken uns auch
für diese Einladung. Ich bitte das Fehlen von
Herrn Kornemann zu entschuldigen, er hat heute
morgen krankheitsbedingt absagen müssen und
ich habe die Ehre, ihn hier heute vertreten zu
dürfen. Drei Minuten haben Sie gesagt, jetzt
wollen wir uns auch wirklich kurz fassen. Es geht
uns darum, erst einmal hier der Bundesregierung
zu bescheinigen, dass wir, glaube ich, auf einem
richtigen Weg sind, wenn wir die Kommunen
dahingehend unterstützen, sich in einer quar-
tiersbezogenen Sicht um Klimaschutz zu küm-
mern. Das ist etwas, das jetzt in die integrierte
Stadtentwicklung – und da stimme ich Herrn
Bohne auch zu – einbezogen werden muss.
Dieser Gedanke ist richtig. Wir wollen von Haus
und Grund darauf acht geben, dass die privaten
Eigentümer, die dreiviertel des Wohnungsbe-
standes in Deutschland stellen, auf diesem Weg
mitgenommen werden und sich hier beteiligen
können. Wir glauben, dass wir mit dem For-
schungsfeld „Kooperation im Quartier“ hier ak-
tuell einen Ansatz ausprobieren, bei dem es
gelingt, Haus und Grund-Vereine zusammen mit
den Kommunen an einen Tisch zu bekommen
und solche quartiersbezogenen Lösungen zu
erstellen. Das ist etwas, was im Stadtumbau Ost
in den vergangenen Jahren in dieser Form so
nicht stattgefunden hat und wir sind dankbar,
dass wir hier einen neuen Weg zusammen ge-
hen und hoffen, dass der auch nutzbar gemacht
werden kann.

Wir legen Wert darauf, dass bei der Erstellung
und bei der Umsetzung der Konzepte, daran
gedacht wird, dass diese privaten Eigentümer,
die die überwiegende Mehrheit der Wohnungen
in unseren Städten – vor allen Dingen natürlich
auch in den Innenstädten – stellen, in alle Akti-
vitäten einbezogen werden und auch in die
Konzepte mit integriert werden. Wir können uns
den Vorrednern anschließen, soweit es um die
steuerliche Förderung dieser Landschaft geht.
Wir sind zur Zeit enttäuscht darüber, dass der
Instrumentenkasten, der dafür vorgesehen war,
in der energetischen Modernisierung richtig
große Schritte weiter voranzukommen, jetzt
eigentlich noch ungenutzt in der Ecke steht. Ich
spreche eine Reform des Mietrechts an, die
erforderlich ist, weil Vorschriften aus den 70er
Jahren des vorigen Jahrhunderts, die Luxussa-
nierungen verhindern sollten, nun der energeti-
schen Modernisierung im Wege stehen. Das
muss angepackt werden. Es geht auch um die
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steuerlichen Anreize, mit denen die Politik ja
schon „gewedelt“ hatte, das Gesetz, das dann im
Bundesrat gescheitert ist. Hier muss unbedingt
der Vermittlungsausschuss angerufen werden.
Das sollte aus unserer Sicht unbedingt angefasst
werden.

Darf ich noch zwei Bemerkungen zum Schluss
machen, Herr Vorsitzender? Einmal zur Frage,
ob der energetische Zustand eines Gebäudes
als städtebaulicher Missstand – ich spreche den
§ 136 BauGB an – definiert werden sollte. Wir
haben uns bei dem ersten Anlauf dagegen
ausgesprochen. Man wird über andere Formu-
lierungen sicher gemeinsam nachdenken kön-
nen. Vielleicht haben wir noch Gelegenheit da-
rüber zu sprechen. Abschließend: Wenn wir uns
über den energetischen Zustand, die energeti-
sche Anforderungen, unterhalten, müssen wir
heute auch daran erinnern, dass die EnEV 2012
vor der Tür steht. Nach den Berechnungen, die
wir selbst und viele andere Institute angestellt
haben, sind wir bei der Frage der Wirtschaft-
lichkeit mit der EnEV 2009 schon über die
Grenze dessen hinausgegangen, was vielen
Eigentümern zumutbar ist. Deswegen hier
nochmal abschließend auch ein Plädoyer dafür,
bei der EnEV 2012 „die Kirche im Dorf zu las-
sen“. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Stücke. Herr
Wachholz!

Carsten Wachholz (NABU): Vielen Dank auch
von Seiten des NABU, hier heute Stellung
nehmen zu dürfen zu den Anträgen, die über das
Thema „Energieeffizienz, Klimaschutz in der
Stadt“ sehr breit angelegt sind. Ich will mich wie
meine Vorredner erst einmal im Eingangs-
statement auf die energetische Gebäudesanie-
rung konzentrieren und dafür werben, dass wir
die Diskussion auf zwei Ebenen führen: Zum
einen hat die Bundesregierung angekündigt,
einen Sanierungsfahrplan vorzulegen, um auf
Bundesebene deutlich zu machen, wie wir bis
zum Jahre 2050 zu einem klimaneutralen Ge-
bäudebestand kommen. Das muss aus unserer
NABU-Sicht ganz eindeutig auch ein Ziel sein für
die Weiterentwicklung des Ordnungsrechts und
der Förderinstrumentarien. Zum anderen, das
was im Fokus heute bei den Themen der An-
hörung steht: Die Ebenen Baugesetzbuch und
städtebauliche Fördermöglichkeiten. Also wo
liegen die kommunalen Gestaltungsspielräume
und welchen Stellenwert haben quartiersbezo-
gene Sanierungslösungen?

Für uns ist es relativ klar, dass der Sanierungs-
fahrplan einen Rahmen schaffen muss und zwar
bezogen auf die Anforderungen an die Einzel-
gebäude und bezogen auf den künftigen Fächer

an Förderinstrumenten, insbesondere auch auf
bestimmte Eigentümerstrukturen. Allerdings ist
für uns auch eins klar: Kein Sanierungswilliger
soll darauf warten und seine Investitionen zu-
rückstellen, bis eine Kommune ein Sanierungs-
konzept oder ein quartiersbezogenes Sanie-
rungskonzept aufgestellt hat. Quartiersbezogene
Lösungen setzen aus unserer Sicht da an, wo
sich aus städtebaulichen oder sozialen Gründen
und auch im Hinblick auf die energetische
Stadtsanierung, Synergien ergeben, also eben
nicht die Optimierung des Einzelgebäudes im
Vordergrund steht, sondern die gemeinschaftli-
che Erreichung der Ziele, zum Beispiel auch bei
gebäudeübergreifenden Infrastrukturen, wenn
dies im Vordergrund steht. Es macht Sinn diese
Programme in andere städtebauliche Pro-
gramme einzubetten: Altersgerechtes Wohnen,
Sozialer Stadtumbau und andere Dinge sind
schon angesprochen worden, aber wichtig ist,
dass sich dann diese Programme auch tatsäch-
lich an den langfristigen Klimaschutzerforder-
nissen ausrichten und nicht an der jeweils vor der
nächsten Tür stehenden EnEV-Novelle. Wir
werden nicht darum herum kommen, dass vor
allen Dingen auch kommunikative Maßnahmen,
also nichtinvestive Maßnahmen, gefördert wer-
den müssen. Es kommt auf die Abstimmung
zwischen Sanierungsträger, Kommunen, Ak-
teuren und Nutzern im Quartier als Fördervo-
raussetzung an. Wir müssen uns Gedanken
machen, ob die Sanierungsträger für die ener-
getischen Aspekte entsprechend qualifiziert sind
oder ob neue Akteure hier mit hinzugenommen
werden müssen. Wir glauben, dass viele inves-
tive Maßnahmen, was den energetischen Anteil
angeht, über die etablierten Förderprogramme
abgewickelt werden können. Sicherlich müssen
wir zukünftig stärker darüber diskutieren, wie
Quartiere mit einem hohen Anteil einkommens-
schwacher Haushalte oder auch investitions-
schwacher Eigentümer adressiert werden kön-
nen. Ich glaube, zum Thema steuerliche Anreize
können wir uns hier gegenseitig verstärken. Wir
sehen im Moment mit großer Sorge, dass wir den
Investitionsstau und die Verunsicherung, die
über die künftige Fördersituation eingetreten ist,
noch weiter verschärfen und sehen hier nicht nur
die Bundesländer, sondern auch die Bundesre-
gierung in der Pflicht, ihren eigenen Gesetzes-
vorschlag wieder in den Vermittlungsausschuss
einzubringen. Wir glauben, dass man anhand
von Änderungen an diesem vorliegenden Ge-
setzesvorschlag auch die bekannten Kritik-
punkte zumindest eindämmen kann.

Noch ein paar Sätze dazu, warum wir diesen
Sanierungsfahrplan für so entscheidend halten:
Wir haben hier eine ganze Reihe an Stichworten
gehört, die immer wieder fallen: Transparenz,
Verlässlichkeit, Planungs- und Investitionssi-
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cherheit. Auf dieser Ebene werden wir alle sehr
schnell einen Konsens finden. Ich habe aber die
große Befürchtung, wenn wir jetzt sozusagen die
Flanken hochziehen für die EnEV 2012, dass wir
dann nach dieser Debatte in den Jahren 2016,
2020, 2025 oder wann auch immer, immer wie-
der in Zyklen diese Streitdebatte führen und
damit diese Verunsicherung verstetigen: Wann
ist eigentlich der richtige Zeitpunkt, um zu inves-
tieren? Das heißt, wir müssen die Vorlage des
Sanierungsfahrplans meines Erachtens dafür
nutzen, dass das nicht nur eine reine Informati-
ons- und Orientierungshilfe ist, sondern tatsäch-
lich ein Monitoring-Instrument wird für die politi-
sche Steuerung. Oder aber, dass man tatsäch-
lich eine Debatte anfängt: Wie kriegen wir sowohl
das Ordnungsrecht, als auch die Förderinstru-
mente auf eine längere Zeitschiene verlässlich
ausgestattet? Wir haben gestern Abend eine
Diskussionsvorlage dazu mit Anforderungen an
diesen Sanierungsvorplan öffentlich zur Diskus-
sion gestellt. Dort hat die Prognos AG in unse-
rem Auftrag ausgerechnet, dass, wenn wir tat-
sächlich die jetzigen Ziele der Bundesregierung
oder die Klimaschutzziele insgesamt zugrunde
legen, dass wir nicht nur in die Sanierungsrate,
sondern auch an die Sanierungstiefe ranmüssen
und dass die Investitionen, die energetischen
Mehrkosten, bereits 2015 so stark ansteigen,
dass wir nicht in allen Fällen eine Amortisierung
durch Energieeinsparungen hinbekommen.
Damit sind wir in dieser Debatte: Wie wird diese
Lücke geschlossen? Mit den jetzt vorliegenden
Förderinstrumenten wird sie nicht geschlossen!
Es ist auch klar, dass das Ordnungsrecht, so wie
es momentan gestrickt ist, sicherlich nicht ziel-
führend ist, wenn man das langfristig weiterent-
wickeln will. Wir werden nächstes Jahr die De-
batten ja nicht nur um die EnEV, sondern auch
um die Weiterentwicklung des EE-Wärmege-
setzes führen. Da liegt es sozusagen schon auf
der Hand zu fragen: Wie kommt man hier zu
einer besseren Abstimmung und langfristig viel-
leicht auch zu einer Zusammenführung in diesen
Bereichen? Das muss jetzt auf die Tagesord-
nung. Denn wenn wir es sozusagen immer weiter
vor uns herschieben, sind wir tatsächlich in der
Situation, dass wir 2020 feststellen: Eigentlich
sind wir auf dem Status stehengeblieben.

Ein letztes Wort noch zum Thema Baugesetz-
buch: Da hat es ja das Gesetz zur Förderung des
Klimaschutzes bei der Entwicklung von Städten
und Gemeinden gegeben. Wir finden schon,
dass der Klimaschutz jetzt in der Abwägung, als
Abwägungsbelang gestärkt worden ist. Das
begrüßen wir. Was wir nicht so richtig verstehen,
ist, dass die Optionen für die Kommunen, Sa-
nierungsgebiete festzusetzen, also das, was sich
im Bereich von Altlastensanierung, aber auch bei
Stadtumbaumaßnahmen bewährt hat, pauschal

verwehrt werden soll, wenn es um die energeti-
sche Sanierung geht. Hier würden wir dafür
plädieren, dieses Instrument den Kommunen
auch an die Hand zu geben, vor allen Dingen,
weil es ja eine Kannbestimmung, eine freiwillige
Bestimmung ist und durch die entsprechenden
Fördermaßnahmen flankiert werden muss. Vie-
len Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Wachholz. Bis
jetzt hat es allein Herr Stücke geschafft, die drei
Minuten einzuhalten... Bei den anderen, die
deutlich darüber waren, habe ich dann erst nach
fünf Minuten etwas gesagt. Jetzt ist Herr Witt
dran.

Dr. Jan Witt (BDEW): Vielen Dank! Herr Vor-
sitzender, meine Damen und Herren, zunächst
einmal herzlichen Dank, dass der BDEW, Bun-
desverband der Energie- und Wasserwirtschaft
hier auch vortragen darf. Gebäudeenergieeffi-
zienz ist das Thema, die Frage der Förderung
und die besondere Rolle der Kommunen. Wo
findet sich da die Energiewirtschaft als Anbieter
wieder? Wir sagen, Investitionen in höherwertige
Technik ist immer erforderlich, wenn ich Ener-
gieeffizienz ernst meine und der Dank dafür sind
niedrigere Betriebs- und Verbrauchskosten. Alle
Förderinstrumente zielen darauf ab, eben genau
diese Schere etwas zu flankieren und letztlich
Investitionen auszulösen. Wir haben da als
Branche zwei wesentliche Angebote, auch für
die Kommunen. Das Eine ist, dass wir sagen, wir
bieten Contracting an, wir bieten Energiemana-
gementsysteme an, Unterstützung beim Ener-
giecontrolling und ähnliche Dinge. Unsere For-
derung an die Politik geht in die Richtung,
Hemmnisse in diesen neuen Geschäftsfeldern
abzubauen.

Ein paar Punkte ganz konkret zur Anhörung: Ich
unterstütze voll und ganz die Aussage von Herrn
Wachholz: Wir benötigen dringend den Sanie-
rungsfahrplan, je eher, umso besser. Das heißt
nicht, dass wir ihn vorgesetzt bekommen wollen,
sondern wir stellen uns da schon einen gewissen
Dialog vor, aber wir glauben, dass dieser ganz
eminent wichtig ist, denn die Sanierungszyklen
kennt jeder. Für eine Heizungsanlage: 13, 15
Jahre, jetzt sind sie mittlerweile im Schnitt 25 und
30 Jahre alt. Also, genau diese Dinge benötigen
wir relativ schnell. Wir unterstützen voll und ganz
jede steuerliche Förderung von Energieeffizienz-
investitionen. Wir ermutigen, dahingehend zu
denken, dass wir, wenn wir einen Modernisie-
rungsstau haben, natürlich auch genauso einen
Stau für staatliche Einnahmen haben, nämlich
von Umsatzsteuer, in Bezug auf Beschäftigung
haben wir die Einkommenssteuer und die Ge-
werbesteuer, für die installierenden Handwerker.
Diese Blockade, die wegen der steuerlichen
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Abschreibung derzeit zwischen Bund und Län-
der stattfindet – da möchten wir Sie ermuntern,
wirklich nochmal substantiell ranzugehen. Es
gibt konkret auch Vorschläge aus der Branche,
wie man beispielsweise Energieeffizienzinvesti-
tionen unterstützen kann. Im Zuge Energiesteu-
er, Stromsteuer, beim Nutzenergie-Contracting
ist leider komplett die Steuerermäßigung weg-
gefallen. Da haben wir als Verband auch Vor-
schläge entwickelt, wie das zu lösen ist und
hoffen, dass das im Zuge der gesetzlichen An-
passung im Jahre 2013 wieder aufgenommen
wird. Wir haben auch den Vorschlag, dass man
zum Beispiel Elemente des Energiemanage-
ments, wenn es denn beispielsweise über
Wohnungsunternehmen eingeführt wird, in ge-
eigneter Weise betriebskostenumlagefähig ma-
chen sollte. Voraussetzung ist natürlich, dass
das eingeführte Energiemanagement tatsächlich
auch zur Einsparungen führt, die dann auf den
Eigentümer und Mieter zurückfallen.

Energieeinsparverordnung und Wärmegesetz:
Hier unsere klare Botschaft: Bitte, wir bitten
dringend darum, dies zusammenlegen und nicht
zwei Instrumente parallel zu fahren! Planer,
Architekten, Handwerker, Energieberater kom-
men einfach mit den Instrumentarien nicht mehr
klar. Das Ganze ist interaktiv, Sie müssen beide
Dinge parallel behandeln, seitenfüllend darstel-
len, wie kompliziert es letztlich ist, ein Bauvor-
haben zu realisieren. Wir sehen im Zuge der
Städtebauförderung, als sehr sinnvoll an, dass
die erhalten bleibt, dass keine Kürzung stattfin-
det. Wir stellen auch fest, dass in vielen Regio-
nen ein Rückbau notwendig ist. Das führt natür-
lich dann auch zum Rückbau von Versor-
gungsanlagen und ähnlichen Dingen. Hier haben
wir festgestellt, dass das ein sehr sinnvolles
Instrument ist. Last but not least: wir glauben,
dass Gebäudeenergieeffizienz im Zusammen-
spiel mit allen Marktakteuren sinnvoller Weise
funktioniert und unsere Branche ist auch dazu in
der Lage, sehr viel Beratungsleistung zu bringen,
die letztlich nicht unbedingt gefördert werden
muss, sondern eine Selbstverständlichkeit im
Sinne der Daseinsvorsorge ist. Dankeschön.

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Witt. Jetzt
kommen wir zur ersten Fragerunde der Frakti-
onen. Sie sind dann wieder als Sachverstände
dran, nachdem eine Fragerunde durch ist; das
sind fünf Fragende. Wenn Sie angesprochen
werden, bitte kurz notieren. Wir haben bis jetzt
das Verfahren gehabt, dass die Abgeordneten
direkt zwei Fragen an Sie richten, aber das hat
irgendwie nicht geklappt. Deswegen wäre mein
Vorschlag, wir probieren mal wieder das andere
Verfahren aus, denn das, habe ich den Eindruck,
klappt etwas besser. Es sei denn, es gibt Protest
aus dem Ausschuss. Ich meine das Verfahren,

dass jeder fragt und versucht, sich kurz und
knapp zu halten. Jeder sagt, wer von den
Sachverständigen antworten soll und die Ant-
worten kommen dann nach und nach. Oder ist es
Euch lieber, wir probieren wieder das alte Ver-
fahren zwei Fragen an einen Sachverständigen
oder einen Frage an zwei Sachverständige?
Aber dann muss es auch klappen!

Zwischenruf Abg. Bettina Herlitzius: Aber wir
hatten doch eigentlich vier Runden mit jeweils
zwei Fragen vereinbart oder weichen wir davon
ganz ab?

Vorsitzender: Die vier Runden, da schauen wir
halt, dass wir die durchhalten. Deswegen fangen
wir jetzt mit der Ersten an.

Zwischenruf Abg. Uwe Beckmeyer: Wir hatten
letztes Mal gesagt, dass wir das mit den zwei
Fragen bzw. Sachverständigen nicht so ernst
nehmen wollen.

Vorsitzender: Genau! Deswegen machen wir es
ja dieses Mal anders. Herr Götz hat das Wort.

Abg. Peter Götz: Vielen Dank! Es würde mich
reizen, einiges dazu zu sagen, aber ich will mich
auf Fragen konzentrieren, weil einfach die Zeit
dafür knapp ist. Aber bevor ich mit den Fragen
anfange, möchte ich mich bei Ihnen allen sehr
herzlich bedanken, dass Sie hier sind und sich
die Mühe gemacht haben, auch schriftliche
Vorschläge zu unterbreiten, soviel Zeit muss
sein! Ich möchte auf das Baugesetzbuch, auf das
Planungsrecht zu sprechen kommen. Eines der
wesentlichen Elemente in der Novelle zum
Baugesetzbuch war auch der von Ihnen ver-
schiedentlich angesprochene § 136 BauGB. Das
war ja eine strittige Diskussion, die damals im
Sommer gelaufen ist, gerade von Haus und
Grund, Herr Stücke; vielleicht können Sie da
einen Satz dazu sagen: Sie hatten sich damals
gegen diese Bestimmung ausgesprochen. Wo
sehen Sie die Grenzen einer sinnvollen Rege-
lung mit denen auch die Wohnungswirtschaft –
von daher geht die Frage auch an Herrn Rasch –
leben kann? Das heißt, uns würde ihr Sachver-
stand zu diesem Themenkomplex sehr interes-
sieren, denn wir sind im Moment in der Stufe des
zweiten Schritts bei der Baugesetzbuchnovelle
und wir werden dieses Thema wieder auf die
Tagesordnung setzen.

Ich hätte eine zweite Frage, die geht auch an
Verschiedene, die sich hier zu dem Thema ge-
äußert haben: Wie würde aus Ihrer Sicht bei der
Konzepterstellung der Träger aussehen, der
diese energetische Quartierssanierung durch-
zuführen hat? Was wäre Ihr Vorschlag, wer sollte
Träger der Konzepterstellung sein? Sind es die
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Kommunen oder Dritte? Könnten Sie uns viel-
leicht dazu auch noch etwas sagen. Die Frage
geht an alle, die sich zum Themenkomplex
„energetisches Stadtquartier“ gemeldet haben
oder glauben, dazu etwas sagen zu können.

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Götz, vorbild-
lich. Dann Herr Bartol.

Abg. Sören Bartol: Erst einmal auch von mir
aus, von der Fraktion der SPD, vielen Dank, dass
Sie sich erstens die Zeit nehmen und zweitens,
dass Sie sich auch vorbereitet haben und uns
Material überlassen haben. Das ist für uns immer
sehr wichtig. Herr Kollege Götz hat mir die erste
Frage weggenommen, das ist eine sehr wichtige
und zentrale Frage. Die Beantwortung interes-
siert uns mindestens genauso an dieser Stelle.
Deswegen möchte ich zum Themenkomplex
CO2-Gebäudesanierung fragen. Es ist von allen
angesprochen worden, dass das, was im Mo-
ment drinsteht, nicht ausreichend ist. Ich glaube,
da herrscht eine relativ hohe Einigkeit. Es ist
aber von einigen natürlich auch angesprochen
worden, dass sich eigentlich nicht nur die Höhe
verändern müsste, sondern, dass sich auch an
der inhaltlichen Ausrichtung – Stichwort „Quar-
tiersbezug und stärkerer Quartiersbezug“ –
etwas verändern müsste. Ich möchte gern die
Frage an Sie stellen, Herr Rasch: Sie haben in
Ihrer Stellungnahme zwar auch gesagt, dass Sie
mit Quartiersbezug, mit stärkerem Quartiersbe-
zug keine großen Schwierigkeiten haben, aber
trotzdem zum Beispiel energetische Kartierung
und Bewertung ablehnen. Das finde ich nicht
ganz stringent. Nicht nur, weil ich aus Marburg
komme und das mein Wahlkreis ist und die
Marburger Solarsatzung natürlich auch heftigs-
ten Gesprächsstoff in alle Richtungen verursacht
hat. Aber ich glaube, dass wir an der Stelle nicht
darum herum kommen und deswegen an dieser
Stelle vielleicht noch einmal eine Aussage von
Ihnen. Vielleicht als Ergänzung von Ihnen, Herr
Wachholz: Wie sehen Sie das eigentlich, wenn
man einen stärkeren Quartiersbezug haben
möchte, was bräuchte man für Instrumente, um
das dann auch sinnvoll, auch strukturell zu ver-
ändern?

Vorsitzender: Vielen Dank Kollege Bartol. Frau
Müller!

Abg. Petra Müller: Vielen Dank Herr Vorsit-
zender, meine Damen und Herren, vielen Dank
an die Runde der Experten! Eine Vorbemerkung
möchte ich machen: Ich fand es sehr gut, dass
es Konsens darüber gibt, dass die Energiewende
mit Quartiersbezug in der Stadtentwicklung
richtig ist und ich fand es sehr gut, dass Sie alle
gesagt haben, dass wir jetzt das Instrument der
Steuersenkungen im Gebäudebereich haben; es

aber leider im Bundesrat im Moment nicht wei-
tergeht. Meine erste Frage richtet sich an Herrn
Stücke: Sie haben eben das Programme KiQ –
Kooperation im Quartier – angesprochen und es
geht ja hier gerade mit dem neuen Programm
„Energetische Quartierssanierung“ um Erfah-
rungen und Bewegungen, die die Einzeleigen-
tümer betreffen. Sie haben Ihre Erfahrungen aus
diesem Programm und ich möchte Sie fragen:
Wie ist es da bewerkstelligt worden, dass man
das Eigentum betreffende Dinge, die man ja sehr
persönlich sind, in so einem Prozess mit einbe-
zieht? Denn ich glaube, es ist ganz wichtig, dass,
wenn wir diesen Quartiersbezug herstellen, jeder
eingebunden ist, dass sich niemand übergangen
fühlt und dass alle an einem Strang ziehen. Das
Stichwort Kommunikation kam ja eben schon.
Das ist dann meine erste Frage. Also die prak-
tischen Hinweise hätte ich da gerne.

Die zweite Frage geht an Herrn Rasch und zielt
ein bisschen in die Richtung vom Kollegen Bar-
tol: Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme: „die
Rahmenbedingungen für energetische Sanie-
rung und effizienten Neubau sind unzureichend.“
Städte und Gemeinden stehen im Moment vor
großen Herausforderungen, nicht nur in diesem
Bereich. Wir haben Städte, die versteppen, wir
haben Städte mit Überangebot an Mietflächen,
wir haben Klimaschutz, wir haben demografi-
schen Wandel und Sie haben auch eben einge-
fordert: Anreizförderung. Also wie können aus
Ihrer Sicht, Quartiere zukunftsfähig gemacht
werden? Welche Investitionen sind sinnvoll? Sie
haben in Ihrem Eingangsstatement gerade ge-
sagt, Sie möchten in die Breite gehen. Was ist
dann die Breite und wo lohnt sich der Abriss und
wo die Modernisierung?

Vorsitzender: Vielen Dank Frau Kollegin Müller.
Frau Kollegin Bluhm, Sie haben das Wort.

Abg. Heidrun Bluhm: Zunächst erst einmal
herzlichen Dank, meine Herren, dass Sie da sind
und dass wir mit Ihnen gemeinsam dieses
Thema „Energetische Gebäudesanierung“, wei-
ter sehr intensiv diskutieren können. Sie können
sicher sein, dass wir alle hier versuchen, gute
Instrumente zu finden, um die Klimaschutzziele
bis zum Jahr 2050 auch umsetzen zu können.
Allerdings habe ich, anders als Frau Müller,
zusammenfassend ihre Statements so verstan-
den, dass der Instrumentenkasten, den die
Bundesregierung jetzt aufgelegt hat, diese Kli-
maschutzziele zu erreichen, nicht ermöglichen
wird. Also ich weiß nicht, ob wir beide eben
dasselbe gehört haben, aber auf jeden Fall war
für mich die Intention eine andere. Wir sollten
also darüber nachdenken, inwieweit diese In-
strumente dann auch verändert werden müssen,
auch vor dem Hintergrund, dass wir gerade in
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den Haushaltsberatungen für das Förderjahr
2012 sind. Ich habe zunächst einmal zwei Fra-
gen an Herrn Siebenkotten: Der Antrag der
Fraktion von Bündnis 90/ Die Grünen fordert faire
Investitionsumlagen, um unsoziale Kostenstei-
gerungen für Mieterinnen und Mieter zu verhin-
dern. Deshalb meine zwei Fragen an Sie, Herr
Siebenkotten: Wie würde Ihr Verband in diesem
Zusammenhang „fair“ definieren? Ist die Redu-
zierung der Modernisierungsumlage von ge-
genwärtig 11 Prozent auf 9 Prozent ein geeig-
neter oder ausreichender Weg dorthin? Die
zweite Frage: Wie würde der Deutsche Mieter-
bund der Gefahr von Verdrängungsprozessen,
infolge energetischer Stadtsanierung begegnen
wollen? Was würden Sie uns da mit auf den Weg
geben?

Vorsitzender: Vielen Dank Frau Bluhm. Frau
Kollegin Herlitzius.

Abg. Bettina Herlitzius: Herr Vorsitzender,
meine Damen und Herren, erst einmal vielen
Dank, dass wir die Anhörung hier durchführen
können und vielen Dank, dass Sie gekommen
sind. Wir Grüne sind doch überrascht, wie viele
deckungsgleiche Ansätze in Ihren Stellung-
nahmen enthalten sind und insofern sehen wir,
dass wir hier auf dem richtigen Weg sind, aber
auch die Notwendigkeit, dringend entsprechend
Gebäude so zu sanieren. Es gibt auch eine
Petition dazu. Das heißt, auch an dieser Stelle
beschäftigt man sich damit. Ich bin froh, dass Sie
nicht den Ansatz der Automobilindustrie verfol-
gen, die ja diesen Gegenrechnungsansatz ha-
ben, dass sie einfach ihre Flotten weiterhin
CO2-verbrauchend bauen und das dann ge-
genrechnen mit E-Mobilität. Wenn wir so einen
Mechanismus in der Gebäudesanierung ein-
führen würden, würden wir, glaube ich, nicht
weiterkommen. Insofern bin ich froh, dass wir
hier wirklich solide Ansätze bei Ihnen allen er-
kennen können.

Ich habe zwei Fragen. Einmal an Herrn Wach-
holz: Sie haben uns gestern Ihren Sanierungs-
fahrplan vorgestellt, der ganz klar aussagt, dass
es vorrangig wichtig ist, die Hülle zu sanieren,
vor dem Thema Effizienz bzw. Erneuerbaren. Sie
haben vorhin auch gesagt, sie würden – wenn
falsch saniert wird – eine hohe Fehlinvestition
erkennen. Ich sehe das nicht so, weil wir doch
noch 39 Jahre haben bis zum Jahr 2050. Das
heißt, wir haben mindestens noch zwei Sanie-
rungsintervalle in den Gebäuden, je nachdem,
was ich mir vornehme: Fassade oder Heizung.
Das heißt, ich kann doch durchaus jetzt auf
einem schlechteren Standard die erste Sanie-
rungswelle machen und dann die spätere. Da
würde mich mal Ihre Meinung interessieren. Die
zweite Frage geht an Herrn Bohne: Klimaschutz

im Baugesetzbuch. Wir haben jetzt den ersten
Teil der Novelle hinter uns, die Regierung hat
einiges gemacht. Reicht das aus, oder anders
gesagt: Was muss noch rein in die zweite No-
velle, damit wir hier wirklich ernsthafte Ansätze
bekommen?

Vorsitzender: Vielen Dank, Frau Kollegin
Herlitzius. Dann kurz und knapp die Sachver-
ständigen. Es gab ja zum Teil Fragen an alle.
Herr Bohne.

Herr Rainer Bohne (SRL): Ich denke, was ja
fast überall in den Fragen behandelt wurde, war
ja auch das, was mich jetzt gerade Frau
Herlitzius gefragt hat. Was muss rein ins neue
BauGB? Ich denke, § 136 BauGB bzw. das
Besondere Städtebaurecht wäre ein geeignetes
Instrument, um etwas Klimagerechtes zu tun. Wir
haben jetzt oft schon das Stichwort Quartiers-
bezug gehört, also dass wir natürlich nicht wei-
terkommen werden, wenn wir bei jedem Ein-
zelgebäude die Förderung von allen möglichen
Bedingungen abhängig machen würden. Das
wird in der Praxis nicht funktionieren. Da sind
Verwaltungen überlastet und das wird so nicht
funktionieren. Was aber natürlich möglich ist, ist
jeweils eine Sanierungskulisse, also eine Kulisse
im Besonderen Städtebaurecht, aufzubauen,
und dort Fördermittel einsetzen, um dort gezielt
auch Kommunikation – und das betone ich wirk-
lich auch noch einmal – betreiben zu können,
damit diese Ziele auch erreicht werden. Es geht
ja auch nicht nur um den einzelnen Quadratzen-
timeter Dämmstoff, der da verbraucht wird,
sondern Klimaschutz ist sehr viel mehr. Es ist
auch ein Umdenken der Bevölkerung in vielen,
vielen anderen kleinen und großen Dingen er-
forderlich. Irgendjemand hatte vorhin erwähnt,
dass der Verkehr sozusagen mitgedacht werden
muss. Das hat natürlich etwas mit Nahmobilität
zu tun, es hat möglicherweise mit Verzicht auf
Kraftfahrzeuge bei kurzen Wegen zu tun und so
weiter. Also es gibt eine ganze Menge Klima-
schutzziele, die erreicht werden können, auch
ohne Gebäudedämmmaßnahmen durchzufüh-
ren und das kann alles in einem gemeinsamen
Konzept passieren, wenn ich zum Beispiel eine
Gebietskulisse auswähle, in die ich die Förder-
mittel rein gebe. Damit könnten – das wurde
auch angesprochen – Verdrängungsprozesse
zumindest beschränkt werden. Ganz vermeiden
kann man sie nie, da sind wir uns alle einig,
glaube ich, aber man kann sie so sozial abfe-
dern, dass es für die Mehrheit erträglich wird.

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Bohne. Herr
Rasch!

Walter Rasch (BSI): Erst einmal zu der Frage
der Kooperationen mit Quartiersbezug: Das
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Problem liegt für mich eigentlich darin, dass der
Prozess umso komplizierter wird, je mehr wir
draufsatteln, je mehr wir noch verschiedenste
Gesichtspunkte neben der unmittelbaren ener-
getischen Sanierung einbeziehen. Also die
Frage ist: Was ist eigentlich praktisch? Wir wol-
len hier zunächst einmal energetische Sanierung
im Quartier erreichen und dort Kooperationen
entwickeln. Zweitens würden wir den demogra-
fischen Wandel mit einbeziehen. Das heißt
nämlich hier auch, die Maßnahmen für den
altersgerechten Umbau mit zu integrieren, damit
man eine Immobilie nicht zweimal anfasst,
sondern nur einmal und das auch quartiersbe-
zogen sieht. Das wäre für uns sehr wichtig. Die
Trägerfrage ist eine Frage, bei der man sich
überlegen muss, ob das eine kommunale Koor-
dination sein soll. Das würde ich wahrscheinlich
für den vernünftigsten Weg halten. Mit Blick auf
die Frage der Kartierung und Bewertung im
Quartier, Herr Bartol, haben wir das Problem,
dass, wenn Sie jetzt anfangen die einzelnen
Objekte zu bewerten, Sie auch in den Wert der
einzelnen Objekte eingreifen. Dann entstehen
natürlich enteignungsgleiche Vorgänge. Wenn
Sie plötzlich ein Objekt abwerten, dann kann
individuell ein Riesenproblem entstehen, dass
dann Ihre Finanzierung zusammenbricht, weil
Sie Blanko-Anteile entwickeln. Weil das Objekt
weniger wert ist, überschreiten Sie den Ver-
schuldungsrahmen, das heißt, die Bank hat
einen Blanko-Anteil und fordert von Ihnen mehr
Eigenkapital. Hier greifen Sie massiv in die
wirtschaftlichen Verhältnisse der einzelnen Be-
sitzer ein. Wer trägt dann die Folgen? Das ist
meiner Ansicht nach ein ganz schwieriges
Problem, das bei der gesamten energetischen
Bewertung besteht. Deswegen müsste man
zumindest versuchen, das in den Griff zu be-
kommen. Deswegen sind wir da, was diese
Bewertung und Kartierung angeht, sehr skep-
tisch.

Ich bin auch von Frau Müller bezogen auf die
Rahmenbedingungen gefragt worden. Ich habe
heute Rahmenbedingungen genannt. Ich finde
es ganz wichtig, dass wir die verschiedenen
Maßnahmen, die im Quartier von Relevanz sind,
versuchen einzubeziehen; auch die Förderung
der gewerblichen Objekte, die ja noch völlig offen
ist. Wir haben ja in Bezug auf die gewerblichen
Objekte den Wunsch, demnächst drei Prozent
pro Jahr zu sanieren. Die liegen in den Stadt-
quartieren, in den mittleren Bereichen, ja eben-
falls vor und müssen mit einbezogen werden.
Hier müssen klare Rahmenbedingungen, auch
was die Förderung angeht, formuliert und auch
angeboten werden, damit man das zusammen-
fügen kann, bezogen auf die einzelne Immobilie
und natürlich den Ausgleich schafft zwischen

den verschiedenen energetisch sanierten oder
auf energetischem Niveau liegenden Immobilien.

Mit „in die Breite gehen“ meine ich Folgendes: Je
höher die Anforderungen sind, die Sie an eine
Immobilie stellen, umso schwieriger wird es sein,
die Ziele zu erreichen und umso größer wird der
Aufwand. Die Grenzkosten werden eines Tages
überschritten – oder sie sind schon dabei diese
zu überschreiten. Das heißt, die Maßnahmen
werden nicht mehr wirtschaftlich. Wenn ich aber
die Maßstäbe, die EnEV 2009 zum Beispiel,
nicht verschärfe und sage: Ich fördere mehr
Einzelmaßnahmen und lasse das Niveau be-
stehen, dann habe ich eine Chance, dass mehr
Eigentümer durch die Maßnahmen diese Ziele
erreichen und gefördert werden können; wenn
ich den Rahmen höher setzen würde, würden die
sonst rausfallen. Das heißt, wir müssen sehen,
dass wir mehr Hausbesitzer und Investoren
mitnehmen, als wir bisher erreichen. Das geht
aber nur, wenn ich das Niveau der Ansprüche an
die Immobilien nicht immer weiter verschärfe. Da
fallen immer mehr raus und dann passiert
schließlich gar nichts mehr. Deswegen ist es
wichtiger, mehr Hausbesitzer mitzunehmen als
einzelne Leuchttürme zu haben. Also Leucht-
türme zu entwickeln, die man dann wunderbar
feiert, aber die letztendlich nur einzelne Maß-
nahmen sind und nicht die Breite insgesamt
bedeuten.

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Rasch. Herr
Siebenkotten, Sie haben das Wort.

Lukas Siebenkotten (DMB): Vielen Dank! Drei
Fragen sind mir gestellt worden: Eine, die an alle
gerichtet war und zwei, die mir speziell gestellt
worden sind. Die erste Frage war die nach der
Trägerschaft bei den quartiersbezogenen, ener-
getischen Sanierungsmaßnahmen. Das sehe ich
genauso wie Herr Rasch. Da muss auf jeden
Fall, ich sehe jedenfalls keinen vernünftigen,
anderen Ansatzpunkt, eine kommunale Koordi-
nation stattfinden. Das bedeutet nicht, dass die
Kommune in jedem Einzelfall selber Träger sein
muss, aber es muss unter ihrem Dach, und
zumindest unter ihrer Koordination erfolgen. So
würden wir das sehen. Frau Bluhm hat mich
gefragt, was wir davon halten, dass in dem An-
trag der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN
der Umlageprozentsatz des § 559 BGB von elf
Prozent auf neun Prozent gesenkt werden soll.
Das halten wir für einen Schritt in die richtige
Richtung, weil es natürlich bedeutet, dass die
Mieter von Anfang an nicht ganz so stark belastet
werden können. Wohlgemerkt natürlich immer in
den Regionen, in denen der Markt das überhaupt
hergibt. Es gibt auch Regionen, wo er das so-
wieso nicht hergibt und da ist es ohnehin egal, ob
es elf Prozent oder neun Prozent sind. Aber in
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den Regionen in denen er es hergibt, ist das so:
Ein Schritt in die richtige Richtung. Ich betone im
Übrigen, dass es schon einmal einen ähnlichen
Vorschlag des Berliner Senats im Bundesrat
gegeben hat, der dort, glaube ich, im Moment so
eine Art Schlummerdasein fristet. Ich weiß nicht
genau, was das war: „…zurückgestellt bis zum
Wiederaufruf durch das antragsstellende
Land…“. Vielleicht könnte mir ein Rechtsexperte
erklären, wann das dann wieder kommt. Ich
jedenfalls weiß es nicht. Also: Wir halten das
jedenfalls für einen Schritt in die richtige Rich-
tung, sind aber der Meinung, dass man sich
Gedanken darüber machen muss, ob der § 559
BGB, der diese elf Prozent ermöglicht, überhaupt
systematisch richtig ist oder ob man nicht auf
diese Form der Umlage verzichten und statt-
dessen, das Ganze an das Vergleichsmieten-
system andocken sollte. Das will ich jetzt aber
nicht in allen Einzelheiten ausführen; dazu
werden wir noch Vorschläge unterbreiten.

Dritte und letzte Frage, die mir gestellt worden
ist, von Frau Bluhm: Wie kann man Verdrän-
gungsprozessen begegnen, die in dem Zu-
sammenhang entstehen können? Da kann ich
jetzt nur eine Antwort geben, die eigentlich eine
Binsenweisheit ist, die da lautet: Wir müssen die
Mieter in den Stand setzen, die Mieten auch
bezahlen zu können. Dafür brauchen Sie wahr-
scheinlich keinen Experten, um diese Antwort zu
bekommen, aber das ist der entscheidende
Kern. Wir müssen uns, wenn wir von den Miete-
rinnen und Mietern verlangen, dass sie höhere
Mieten bezahlen sollen, die nur zu einem Teil
wirklich ausgeglichen werden können, uns auch
mit der Frage des sozialen Instrumentariums
beschäftigen. Es ist zum Beispiel völlig unver-
ständlich – das stand übrigens auch in einem der
Anträge, ich glaube in dem der SPD – dass die
ins Wohngeld eingeführte Heizkostenkompo-
nente, die nach viel Druck und Lobbyarbeit
überhaupt erst eingeführt worden ist, dann mal
eben, sozusagen sang- und klanglos, wieder
„beerdigt“ wurde. Das ist völlig kontraproduktiv
bezogen auf die energiepolitischen Ziele. Und
vielleicht die letzte Bemerkung dazu: Aus unse-
rer Sicht sollte man im Bereich des Wohngeldes
überlegen, ob man eine zusätzliche Kompo-
nente, in das System des Wohngelds einfügt, die
etwa heißt: „Klimawohngeld“. Das heißt, eine
besondere Kategorie für diejenigen, die in
energetisch sanierten Häusern wohnen und
deshalb eine höhere Miete bezahlen müssen.
Dankeschön!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Siebenkotten.
Herr Stücke, Sie haben das Wort.

Dr. Andreas Stücke (Haus & Grund): Vielen
Dank Herr Vorsitzender. Ich habe zunächst von

Herrn Götz zwei Fragen bekommen: Bauge-
setzbuch, Planungsrecht, § 136 BauGB und wie
der aussehen könnte. Ganz grundsätzlich sind
wir der Auffassung, dass wir schon zu viele
politischen Ebenen haben, die sich an Klima-
schutzaufgaben heranmachen, dass wir dort
schon zu viele haben, die mitsprechen. Zwischen
Brüssel und Marburg gibt es ja keine politische
Instanz, die nicht Lust hat, klimapolitische An-
forderungen zu formulieren. Es ist sicher ein
großer Fehler in der Großen Koalition gewesen,
dass EE-Wärmegesetz des Bundes mit einer
Länderöffnungsklausel zu versehen, weil wir jetzt
auf dem schmalen Handtuch der Bundesrepublik
Deutschland Gefahr laufen, neben dem Bun-
desgesetz mit 16 Landeswärmegesetzen zu
operieren. Wer soll das denn eigentlich noch
nachvollziehen? Alle wissen, dass das Unfug ist.
Aber gemacht wird dagegen nichts! Stattdessen
reden wir jetzt mit beim § 136 BauGB darüber,
wie wir vielleicht die kommunale Ebene auch
noch anfeuern können, mit eigenen Vorstellun-
gen auf die Eigentümer zuzugehen. Und wir
hatten in Bezug auf den Entwurf des § 136
BauGB, der vorlag, den Verdacht – und der ließ
sich in den Gesprächen dazu auch nicht aus-
räumen – dass wir jetzt sozusagen den Kom-
munen den Ritterschlag geben, sich doch bitte-
schön so ehrgeizig aufzustellen, wie es jetzt
manche Länder auch schon tun. Das wollten wir
so nicht hinnehmen! Jetzt sagen wir trotzdem,
dass die quartiersbezogene Sicht beim Klima-
schutz eine vernünftige ist, weil wir uns von der
Einzelimmobilie lösen müssen und gucken
müssen, was denn in Quartieren gemeinsam
erreicht werden kann. Deswegen halten wir
diesen Ansatz grundsätzlich für richtig. Es
müsste dann nur sichergestellt sein, dass es
über das Planungsrecht nicht möglich ist und
wird, gesetzliche Anforderungen, die andere
formuliert haben, noch einmal zu toppen und
über sie hinauszugehen und die Eigentümer mit
eigenen Vorstellungen zu konfrontieren. Die
Grenze ist für uns dort erreicht, wo a.) von
kommunaler Ebene Zwang auf Eigentümer
ausgeübt werden kann und b.) wo über Vorga-
ben der EnEV hinaus, juristisch noch schärfere
Vorgaben formuliert werden können als das
ohnehin schon der Fall ist. Das sind unsere
Vorstellungen, was den § 136 BauGB angeht,
Herr Götz.

Sie haben dann die Frage gestellt, wer eigentlich
bei der Konzepterstellung mitmachen könnte,
wer sie tragen könnte. Also uns liegt daran, dass
der Fehler im Stadtumbau Ost nicht wiederholt
wird. Im Stadtumbau Ost sind kommunale
Wohnungsunternehmen saniert worden, aber
nicht Innenstädte. Wenn man jetzt hier alleine
auf Kommunen und Wohnungsunternehmen
setzt, laufen wir wieder Gefahr, dass die privaten



Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 51. Sitzung, 28.09.2011

14

Eigentümer außen vor sind und das darf sich
nicht wiederholen. Wir müssen also gucken,
dass die privaten Eigentümer, die die große
Mehrheit der Wohnungsbestände stellen, jetzt
auch aktiv in diese Prozesse integriert werden
und – ich schließe mich da Herrn Siebenkotten
an – das kann unter einem kommunalen Dach
geschehen, wahrscheinlich ist es oft auch die
beste Lösung. Wir müssen nur ein Korsett ein-
ziehen, das verhindert, dass sich die Kommune
wieder nur mit sich selbst unterhält, wie es im
Stadtumbau Ost geschehen ist. Ich darf an-
schließen, Herr Götz, an die Frage, die mir auch
Frau Müller gestellt hat, weil das jetzt ineinander
spielt: Was ist denn da eigentlich möglich, wenn
Haus und Grund-Vereine integriert werden, die
eine Vielzahl von Eigentümern repräsentieren
und was geschieht da aktuell? Unter dem Dach
von KiQ – Kooperation im Quartier – erleben wir,
dass Kommunen und private Eigentümer aufei-
nander zugehen und eine ganze Bandbreite von
Lösungen entwickeln. Das ist in der schlankes-
ten Version ein Handschlag über den Garten-
zaun zwischen zwei Eigentümern, die sich bei-
spielsweise überlegen, wie sie Fassaden däm-
men wollen und so weiter. Das ist sozusagen die
Light-Version, die einfachste Version. Aber im-
merhin kommen dort schon mal Eigentümer mit-
einander ins Gespräch. In der anspruchsvollsten
Version gibt es Haus und Grund-Vereine, die mit
ihren Eigentümern oder mit Kommunen einen
städtebaulichen Vertrag schließen. Und dazwi-
schen – in dieser Bandbreite – ist alles möglich
und wir werden – dieses Forschungsfeld läuft ja
noch – in zwei Jahren eine ganze Fülle von
Lösungen sehen und dann sicherlich schlauer
sein als heute. Wir beweisen in diesen Monaten
und in dieser Zeit aber auch, dass es möglich ist,
diese Vielzahl privater Eigentümer in solche
Prozesse zu integrieren. Wir wissen, dass es
nicht einfach ist, aber es geht und insofern: Die
Fehler im Stadtumbau Ost vermeiden – mit
Geduld und Spucke auf die Eigentümer zuge-
hen! Die Vereine von Haus und Grund können
das zum Teil selber leisten. Manche sind zu
klein, aber vor allen Dingen auch in den Zentren,
in den Städten, haben wir sehr leistungsfähige
Vereine, die dazu in der Lage sind, solche Pro-
zesse auch moderierend zu begleiten. Ich
glaube, ich habe damit die Fragen, die mir ge-
stellt worden sind, beantwortet. Ich danke.

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Stücke. Dann
kommen wir zu Herrn Wachholz.

Carsten Wachholz (NABU): Einen kurzen
Kommentar nochmal zu § 136 BauGB mit den
Sanierungsgebieten: Ich würde mich dort zu-
mindest insoweit anschließen, dass wir sagen,
es muss natürlich einen klaren Orientierungs-
rahmen geben, woran und an welchen Zielen

sich die Sanierungsgebiete orientieren müssen.
Der kann aus unserer Sicht auch nur vom Bund
kommen, deshalb noch einmal dieses Plädoyer
für den Sanierungsfahrplan, der die Eckdaten
dafür liefern muss. Dann, finde ich, kann man
aber durchaus den Kommunen mehr Werkzeug
in die Hand geben. Vielleicht nutze ich das mal
als Überleitung zu der Frage von Herrn Bartol:
Welche Instrumente sehen wir denn da noch?
Ich sehe schon ein großes Fragezeichen in der
Diskussion, wenn wir einerseits quartiersbezo-
gene Ansätze stärken wollen, andererseits jetzt
Einwände haben, dafür Planungs- und Informa-
tionsgrundlagen zu schaffen. Also aus meiner
Sicht brauchen wir mehr Transparenz und auch
Klarheit darüber, wie die energetische Beschaf-
fenheit in Quartieren ist. Ich erlaub mir, jetzt noch
weitere Themen mit reinzunehmen, die bisher
noch gar nicht angesprochen sind: Die Bauge-
setzbuchänderung soll ja auch die Klimaanpas-
sung in den Städten stärker thematisieren. Auch
dort reden wir über Stadtklimaanalysen und
Klimafunktionskarten. Daraus kann man natür-
lich immer auch schon Schlussfolgerungen für
den Standort ziehen. Aber da ist jetzt die Frage:
Lässt man den Gebäudeeigentümer und poten-
tiellen Käufer und Nutzer quasi im Unklaren, wie
die Situation ist oder versucht man das plane-
risch sauberer anzugehen, als man sich das
selber als Einzelperson aneignen kann?

Ich glaube auch, dass wir schon eine Vielzahl an
Instrumenten in der Diskussion haben, die in die
ähnliche Richtung gehen. Ich erwähne nur noch-
mal, dass wir in der ganzen Debatte um das
Mietrecht immer gesagt haben: Eigentlich müs-
sen wir vor allen Dingen dafür sorgen, dass die
kommunalen Mietspiegel stärker energetisch
qualifiziert werden. Auch da steckt dann ein
zusätzlicher Informationsgehalt drin. Anders
kann ich gar nicht verlangen, dass Kommunen,
die ja vereinzelt Energie- und Klimakonzepte
aufstellen, überhaupt sinnvoll Prioritäten und
Schwerpunkte identifizieren können. Ich glaube,
diese Planungsgrundlagen sind unerlässlich. Die
Frage, ob man dann daraus eine Satzung macht
oder aber was diese Satzung konkret regelt, ich
glaube, das ist dann eher der strittige Fall.

Dann würde ich gern noch auf Frau Herlitzius‘
Anmerkung eingehen: Gibt es eine klare Priori-
tätensetzung, wir machen erst die Gebäudehülle,
dann kümmern wir uns um Anlageneffizienz und
dann gehen wir auf erneuerbare Energieträger?
Das ist, glaube ich, ein Missverständnis aus der
Diskussion von gestern Abend. Das haben wir
mal provokativ zur Diskussion gestellt, vor dem
Hintergrund: Wenn wir immer von klimaneutralen
Gebäuden reden, was ist eigentlich die Vorstel-
lung dahinter? Und was gerade Prognos sehr
deutlich gemacht: Es geht nicht darum, bei-
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spielsweise ein irgendwie geartetes Gebäude
von womöglich vier oder fünf Seiten mit Solar-
panels zu auszustatten und wir erzeugen quasi
mehr Energie als das Haus verbraucht – und
dann sind wir „irgendwie“ klimaneutral. Nein,
dem Gebäudeeigentümer muss eine Zielvor-
stellung davon gegeben werden, wohin sich der
Gebäudebestand insgesamt – in den verschie-
denen Segmenten, sicherlich mit Differenzierung
– hin entwickelt? Da haben wir das Problem,
dass wir mit einer Debatte um die EnEV 2012
diese Zielvorstellung nicht vermittelt bekommen,
sondern wir kriegen wieder nur die nächste
Schwelle. Und ich glaube, dass wir ein System
brauchen, das langfristig mehr Flexibilität zu-
lässt. Es ist eine ganz klare Sache: Wir sind für
eine schrittweise Sanierung, wir sind auch nicht
prinzipiell gegen Einzelmaßnahmen. Wogegen
wir uns wehren, ist, zu suggerieren, wir machen
jetzt Einzelmaßnahmen in einer möglichst brei-
ten Fläche und danach soll quasi das Thema
erschöpft sein. Dann stehen wird im Jahre 2020
an dem Punkt, dass wir gar nicht mehr tiefer
eindringen können. In der Theorie gehen wir
häufig genug in 30 bis 40 Jahren an die Gebäude
ran. Aber wir suggerieren, dass der einzelne
Gebäudeeigentümer, dann, wenn er sowieso
sein Gebäude modernisiert, mit einem Schritt
energetisch auch noch alles richtig macht, so
dass wir bei den Anforderungen für 2050 landen.
Davor haben wir gestern Abend gewarnt, dass
das illusorisch ist. Das heißt, wir müssen also
sehen, dass wir auch bei der schrittweisen Sa-
nierung eine Orientierung geben, in welcher
Reihenfolge macht was Sinn. Wogegen wir uns
wehren, ist, dass ein Energieträgerwechsel, eine
Substitution, ein Ersatz sein soll für Sanie-
rungsmaßnahmen an der Gebäudehülle. Das
sollte mit dieser von der Logik getragenen Rang-
folge – Gebäudehülle verbessern, Anlageneffi-
zienz verbessern, Energieträger berücksichti-
gen, angesprochen werden. Danke!

Vorsitzender: Herr Dr. Witt!

Dr. Jan Witt (BDEW): An mich wurde keine
konkrete Frage gestellt, ich würde aber dennoch
gerne zwei Anmerkungen machen: Herr Bartol
sprach das CO2-Gebäudesanierungsprogramm
an, ob die Höhe und inhaltliche Ausrichtung so
vernünftig ist, ob das passt. Wir alle wissen, dass
es natürlich zu niedrig ist, wenn man die ehrgei-
zigen Ziele sieht. Wenn man sagt, wir wollen
Modernisierungsraten von einem Prozent auf
zwei Prozent verdoppeln, reicht das natürlich
nicht. Die Frage, die sich da immer wieder stellt
ist: Wo kommen die Finanzen her? Wo kommen
die Milliarden her, um dieses sinnvolle Pro-
gramm aufzustocken? Wir haben uns da mal
Gedanken gemacht und festgestellt, dass die
Energiewende, auch die Umgestaltung der

Energiewirtschaft in Richtung Aufnahme erneu-
erbarer Energien in den Netzen und so weiter,
letztlich auch dazu führt, dass die EEG-Umlage
steigt. Das müssen alle bezahlen. Das führt
dazu, dass wir da innerhalb eines Jahres eine
Steigerung von 1,5 Cent haben, was auf die
Netzentgelte umgelegt wird und darauf entfällt
auch Mehrwertsteuer. Unser Vorschlag wäre,
dass dieser Windfall-Mehrwertsteuerbetrag tat-
sächlich in ein Gebäudesanierungsprogramm
fließt; da kommt dann tatsächlich mehr als eine
Milliarde Euro zustande. Also Sie sehen, auch
wir versuchen kreativ zu sein, wenn es darum
geht, Budgets zusammenzukratzen, die das
möglich machen.

Eine andere Anmerkung kam auch hier aus der
Runde: Klimaschutzgesetze der Länder. Das
halten wir in der Tat für äußerst kritisch, weil das
nicht mehr vermittelbar ist, nicht mehr kommu-
nizierbar, nicht mehr beherrschbar, wenn jedes
Bundesland da ganz eigene Vorschriften erlässt,
Quoten, Richtlinien, oder Ähnliches. Hier plä-
dieren wir dafür, dass der Bund da doch die
Federführung hat und das in einem parlamenta-
rischen Verfahren dann auch zu sinnvollen Lö-
sungen gebracht wird. Was wir auch für ganz
klug und richtig halten: Bei einem Sanierungs-
fahrplan, den wir erwarten, wird es sicherlich
nicht so sein können, dass wir sagen: Heute wird
gedämmt und morgen wird die Technik ausge-
baut und danach kommen die Fenster dran und
dann überlegen wir mal, was dann vielleicht noch
Schickes gemacht werden kann. Wir stehen vor
einer Herausforderung, wir stehen vor dem
Umbau des Energiesystems, das kann man
letztlich mit der Umsetzung der Deutschen Ein-
heit vergleichen kann. Das ist wirklich eine Rie-
senherausforderung! Die technischen Lösungen
dafür kennt noch nicht jeder. Wir sind dabei in
Feldversuchen in den Bereichen Bau, erneuer-
bare Energie im Demand Side Management, in
virtuellen Kraftwerken Möglichkeiten zu schaffen,
um zu einer Gesamteffizienz beizutragen. Inso-
fern sollte man nicht zu schnell mit einzeltech-
nologischen Eingriffen sein, sondern flankieren,
den Rahmen vorgeben und am Besten alles an
den CO2-Minderungskosten festmachen, weil
dann alle im Markt gleichermaßen in der Lage
und gefragt sind, die richtige unternehmerische
Entscheidung zu treffen.

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Dr. Witt. Jetzt
habe ich von der CDU/CSU zwei Wortmeldun-
gen, Herrn Vogel und Herrn Holmeier. Herr
Vogel, bitte!

Abg. Volkmar Vogel: Danke Herr Vorsitzender.
Meine Frage geht vor allen Dingen an Herrn Dr.
Witt, an Herrn Wachholz und an Herrn Dr. Stü-
cke. eben den Förderinstrumenten, die ja maß-
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geblich für die Sanierungsaktivitäten sind, gibt es
ja durchaus auch noch andere Kriterien, über die
man nachdenken sollte. Es kam sowohl in Ihren
Stellungnahmen zum Teil zum Ausdruck, teil-
weise auch in den Ausführungen. Sie sagen, aus
meiner Sicht richtig, in Ihren Stellungnahmen,
dass die Genehmigungsbürokratie, das heißt
auch die Nachweisführung für die Pflichterfül-
lung, sehr kompliziert ist, was ja wiederum auch
zur Folge hat, dass unter Umständen eine An-
tragstellung für Fördermittel sehr kompliziert ist.
Des Weiteren steht ja auch immer in dem Zu-
sammenhang die Frage, wie viel Kreativität wir
sowohl der Forschung und Produktion als auch
den Anwendern, den Nutzern, den Bauherren
geben, wenn es darum geht, Energieeffizienz-
maßnahmen umzusetzen. Deswegen die Frage
an Sie: Wie sehen Sie das bei der Zurückhaltung
von Investitionen? Ist das ein wichtiger Faktor,
den Ihre Mitgliedsunternehmen, Ihre Mitglieder
geltend machen? Vielleicht in der Unterschei-
dung zwischen gewerblicher Wohnungswirt-
schaft und der nicht-gewerblichen, also den
Eigenheimbesitzern und Selbstnutzern des
Wohnraums.

Wir sind ja jetzt in einer Situation, dass zum
einen der Bericht zum EE-Wärmegesetz ansteht
und zum anderen die Novellierung der EnEV. Sie
haben es auch schon teilweise angedeutet, für
mich wäre es interessant, zu wissen: Welche
konkreten Vorschläge zur Nachbesserung ge-
ben Sie uns? Uns Baupolitikern, die wir ja nun in
diesem Bereich die notwendigen Erfahrungen
haben und auch mit dem Ministerium in enger
Verbindung stehen. Welche Empfehlung geben
Sie uns, was den Nachbesserungsbedarf von
EE-Wärmegesetz und auch die Verzahnung mit
der EnEV anbetrifft, insbesondere auch unter
dem Gesichtspunkt, dass man die Bürokratie, die
notwendigen Nachweispflichten vereinfachen
kann? Denn, wenn wir ins Quartier gehen, wird ja
alles noch komplizierter. In dem Zusammen-
hang, frage ich mich, ob wir mehr Raum für
Kreativität geben sollen. Das heißt, die Techno-
logien nicht so zwingend vorzuschreiben. Das
gilt gerade, wenn wir den Sanierungsfahrplan –
Herr Dr. Witt, Sie hatten es auch eben ange-
deutet – bis zum Jahre 2050 vollziehen wollen,
denn dann wird es noch viele neue Ideen geben
müssen auf diesem Weg, um diese Ziele zu
erreichen. Danke!

Vorsitzender: Gut, dann Herr Bartol. Wir müs-
sen nachher noch entscheiden: Herr Holmeier,
Herr Gross und noch ein paar andere wollen
ganz kurze Fragen stellen. Machen wir eine
Runde durch und dann schauen wir mal. Herr
Bartol. Je kürzer die Fragen jetzt sind, desto
größer die Wahrscheinlichkeit, dass die kurzen
Fragen der Kollegen noch dran kommen.

Abg. Sören Bartol: Na klar, wie der Kollege
Vogel das auch gemacht hat… Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, wir haben ja gerade vorher in
unserer Ausschussberatung den Haushalt be-
raten und wir haben erlebt, dass es von Seiten
der Koalition keinerlei Anträge zum Bundes-
haushalt gab. Das heißt: Volle Zufriedenheit mit
dem Ramsauer-Antrag. Ich würde gerne die
Möglichkeit nutzen, dass Sie als Sachverstän-
dige, den Kolleginnen und Kollegen von der
Koalition erläutern würden, wie sich zum Beispiel
die Frage der Mittelkürzung bei der Städtebau-
förderung ausgewirkt hat, die Möglichkeiten für
Städte, das Ganze klimagerechter zu gestalten.
Wir sind jetzt bei 410 Millionen Euro und viel-
leicht Herr Rasch, Herr Siebenkotten, könnten
Sie noch einmal etwas dazu sagen, wie sich die
Situation darstellt, aus Ihrer Sicht, weil Sie ja
auch das Thema Verlässlichkeit eingebracht
haben.

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Kollege Bartol.
Herr Körber!

Abg. Sebastian Körber: Vielen Dank! Ich
möchte mich gerne an Herrn Rasch und Herrn
Stücke adressieren. Vielleicht können Sie hier
noch einmal Klarheit schaffen: Es werden immer
wieder die Forderungen laut, dass man das
Ordnungsrecht für den Gebäudebestand ver-
schärfen soll. Vielleicht können Sie noch einmal
– das ist mir als Architekt, der sich mit der Praxis
und mit den Gebäuden auseinandersetzt schon
ein wichtiges Anliegen – aus Sicht Ihrer Mit-
glieder kurz darlegen, was Planungssicherheit
bedeutet und wo Sie auch Probleme sehen,
wenn man immer wieder diese Forderungen und
Verschärfungen herbeiführt. Und noch ein an-
derer Aspekt: Der Mehrwert, der Nutzen für die
Mieterseite. Vielleicht können Sie auch da kurz
einen Einblick geben, was meinen Sie: In wie viel
Prozent des Mietmarktes in Deutschland kann
man überhaupt diese, ja bereits bestehenden,
umlagefähigen Kosten von 11 Prozent, über-
haupt umsetzen?

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Körber. Frau
Kollegin Bluhm.

Abg. Heidrun Bluhm: Ich habe noch einmal
eine Frage an Herrn Bohne: Sie haben in Ihrem
Vortrag und auch in Ihrer Stellungnahme deutlich
gemacht, dass Ihnen der ganzheitliche Ansatz
der bisherigen Klimapolitik der Bundesregierung
bzw. der Bundesrepublik nicht gefällt und Ihnen
die Einbindung des Klimaschutzes in eine Ge-
samtnachhaltigkeitsstrategie fehlt. In diesem Zu-
sammenhang hätte ich gern die Frage gestellt:
Wie bewerten Sie den Umgang mit der Res-
source Fläche als Flächenverteilung und vor
allem der Ökonomisierung der Fläche? Welche
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Rolle spielen in diesem Zusammenhang auch
vor allem Raumordnungs- und Flächennutzungs-
pläne?

Vorsitzender: Vielen Dank Frau Kollegin Bluhm.
Frau Kollegin Wagner!

Abg. Daniela Wagner: Ich möchte zwei Fragen
an zwei verschiedene Vertreter der Verbände
stellen. Zum einen an den Vertreter von BSI eine
Frage zur steuerlichen Förderung: Sie wissen ja,
dass die Auseinandersetzung im Moment zwi-
schen der Bundesregierung und den Ländern
über die Frage der steuerlichen Förderung der
energetischen Gebäudesanierung hochvirulent
ist. Die Länder haben sich dem widersetzt. Nicht
ganz unnachvollziehbar, weil sie damit an den
Kosten beteiligt sind und die Kommunen ebenso,
aber sie haben sich auch noch mit weiteren
Argumenten in der Sache widersetzt. Es geht
also auch um die Frage: Wie soll eine solche
steuerliche Förderung eigentlich aussehen? Da
ist die Frage, soll das zum Beispiel progressi-
onsabhängig sein oder soll es als reine Steuer-
ermäßigung ausgestaltet sein? Außerdem die
Frage nach der Umwälzbarkeit auf die Mieter,
nachdem der Hauseigentümer eine steuerliche
Entlastung geltend gemacht hat? Ich würde gern
mal von Ihrer Organisation wissen, wie Sie das
Instrument einschätzen beziehungsweise wel-
che Ausgestaltung Sie an der Stelle für vernünf-
tig hielten? Eine reine Progressionslösung, ganz
klassisch, also eine Art Energie-AfA, oder eine
Lösung, die auch die Interessen der Mieterschaft
mit einbezieht? Eine zweite Frage habe ich an
den NABU und zwar, was das Thema Nut-
zungspflicht für erneuerbare Energien angeht.
Es gibt ja immer wieder die Diskussion darum,
dass die Einführung einer Nutzungspflicht für
erneuerbare Energien unter Umständen auch
das Gegenteil bewirkt. Also der Hauseigentümer
tauscht seine Heizung selbst dann nicht aus,
wenn es eigentlich notwendig wäre oder man es
wirtschaftlich vertreten könnte, weil er an-
schließend gezwungen ist, sie jedenfalls in Tei-
len durch entsprechende mit regenerativen
Energien zu ersetzen. Sehen Sie das auch so
oder halten Sie es für sinnvoll, ganz grundsätz-
lich, so eine Nutzungspflicht einzuführen? Meine
dritte Frage muss ich dann wohl weglassen.

Vorsitzender: Vielen Dank Frau Kollegin Wag-
ner. Jetzt, haben wir glaube ich noch kurz Zeit für
die Fragen von Herrn Holmeier und Herrn Groß
und dann noch für die Beantwortung.

Abg. Karl Holmeier: Herr Vorsitzender, meine
Damen und Herren, nur eine Minute. Meine
Frage: Wenn wir die steuerliche Förderung der
CO2-Reduzierung im Gebäudebereich nicht
schaffen, weil die Bundesländer nicht mitma-

chen, wäre es aus Ihrer Sicht möglich, dass wir
die Fördermittel im Bereich KfW um diese Mittel
des Bundes erhöhen, um vor allem im Bereich
der Einzelmaßnahmenförderung vorwärts zu
kommen, also bei Gebäudehülle, Dach und
Heizung?

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Holmeier. Herr
Groß!

Abg. Michael Groß: Ich habe eine Frage an
Herrn Wachholz und an Herrn Dr. Witt. Sie sind
zum Teil schon drauf eingegangen, Herr Wach-
holz. Unser Antrag heißt ja „klimagerechte Stadt-
politik“. Welche Rolle spielt die Frage der de-
zentralen Energieversorgung und -gewinnung
und welche Rolle könnte sie bei der Fragestel-
lung spielen? Ich beziehe mich insbesondere
auch auf die Frage der KWK.

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Groß. Machen
wir es einmal so, dass Herr Dr. Witt nicht immer
als Letzter dran ist. Fangen wir einfach in der
umgekehrten Reihenfolge an. Herr Dr. Witt, dann
Herr Wachholz.

Dr. Jan Witt (BDEW): Vielen Dank! Ich gehe
kurz auf Herrn Vogel ein. Er fragte: Pflichterfül-
lung, Nachweis, Förderinstrumente, gibt es da
noch Anregungen, die in Richtung mehr Kreati-
vität gehen? Also wir glauben, dass auf jeden
Fall Forschung und Entwicklung enorm gestärkt
werden müssen, was eben Systemlösungen für
diese neuen Herausforderungen bedeuten. Wir
können nicht mehr davon ausgehen, dass das,
was wir heute technisch im Neubau haben, für
2050 noch Bestand hat. Ich sage mal Beispiel:
Wir vernachlässigen komplett bei allen Sanie-
rungsüberlegungen, die wir haben, dass wir
einen Riesenanteil – und das sind umgerechnet
zwei Liter Heizöl pro Quadratmeter – allein für
die Lüftung brauchen. Es gibt keine vernünftigen
Konzepte, dass das regelmäßig berücksichtigt
wird, also hier eine Wärmerückgewinnung vor-
zusehen und ähnliche Dinge. Ein zweiter Rie-
senaspekt ist: Wärmerückgewinnung aus Ab-
wassersystemen. Das ist auch ein neues Feld,
das muss beackert werden. Das ist eine Tech-
nologiefrage, eine Herausforderung, der müssen
wir uns jetzt stellen müssen, dazu bedarf es
Pilotvorhaben, Forschung, Entwicklung und so
weiter. Zur Frage der Kreativität nur kurz als
Beispiel. EnEV 2012, Nachbesserungen, Emp-
fehlungen: Wir können nur dafür plädieren:
Schaffen Sie etwas, dass wir mit den Energie-
ausweisen klarere Marktaussagen hinbekom-
men. Das heißt also, dass das, was in den
Energieausweisen drinsteht, tatsächlich dann
bei ein und der gleichen Immobilie und bei ein
und dem gleichen gut geschulten Aussteller zu
demselben Ergebnis führt. Nur dann sind
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Benchmarks möglich und dann kann man auch
tatsächlich erkennen, wie bestimmte Quartiere
aussehen und was da zu machen ist. Das ist ein
ganz wichtiger Punkt an der Stelle.

Den Sanierungsfahrplan 2050, wie gesagt, tech-
nologieoffen gestalten, Energieträgern auch die
Chance, die Möglichkeit geben, sich an jeder
Stelle mit einzubringen. Dann ging noch die
Frage der dezentralen Energieversorgung an
mich. Wir sehen selbstverständlich die Lösung
für diese neuen Herausforderungen – fluktuie-
rende Einspeisungen in die Netze und gleichzei-
tig Energieeffizienz in den Gebäuden, die Frage
des Demand-Zeitmanagements, die Möglich-
keiten der Zwischenspeicherung von Energien –
als ganz essentiell an. In dem Zusammenhang
sind dezentrale KWK-Systeme eine Option, eine
ganz wesentliche und wichtige. Wir sagen aber
nicht, dass jede dezentrale Lösung immer besser
ist als eine zentrale. Schon allein wenn der
Wärmebedarf-Kältebedarf zurückgeht, gerade in
Quartieren: Da wird man sich eben unter Um-
ständen auch einer zentralen Lösung zuwenden
und das auch aus Energieeffizienz- und aus
Kostengründen. Also generell zu sagen, wir
müssen jetzt mal schauen, dass wir dezentralen
Lösungen generell den Vorzug geben, das se-
hen wir nicht so. Gleichwohl sehen wir es als
notwendig an – damit die Flexibilisierung von
KWK möglich wird –, auch die Speicher zu för-
dern und das kann natürlich auch sehr sinnvoll
im Zuge von kleineren KWK-Anlagen sein, die
direkt im Quartiersbezug stehen.

Vorsitzender: Vielen Dank. Herr Wachholz!

Carsten Wachholz (NABU): Ich starte mit der
Anfrage von Herrn Vogel. Sie ging in die Rich-
tung: Ist eigentlich die Nachweisführung und
auch die Frage von Vollzugskontrollen und ähn-
lichem zu kompliziert und liegt es nicht auch
daran, dass wir da so große Defizite haben? Wir
haben das ja gestern schon einmal diskutiert,
dass wir im Prinzip relativ viel öffentliche Res-
sourcen in den Bereich Gebäudesanierung hin-
einpacken werden, das heißt, es ist auch be-
rechtigt, dies zu kontrollieren. Aber wie mache
ich denn ganz praktisch die Nachweisführung?
Mein Plädoyer ist: Wir haben in einem eigenen
Dialogforum mit verschiedenen Akteuren aus der
Gebäudewirtschaft, aber auch aus anderen
Branchen mal diskutiert, dass es eigentlich sehr
vielversprechende Ansatzpunkte gibt, dass auf
regionaler Ebene Beratungs- und Qualifizie-
rungsnetzwerke entstehen. Da muss es dann
aber auch eine klare Maßgabe geben: Wie funk-
tioniert die Nachweisführung und wie führe ich
sie auch für die verschiedenen, gesetzlichen
Anforderungen möglichst zusammen. Ob der
Energieausweis tatsächlich mal so optimiert

wird, dass wir ihn dafür benutzen können, daran
habe ich im Moment noch meine Zweifel. Aber
ich glaube, das wäre im Moment der Ansatz-
punkt zu sagen: Wir müssen stärker etwas für
diese Qualifizierung tun, damit der Eigentümer
und der Investor ein Stück weit diese Pflichten an
einen Berater auslagern kann.

Zu den Anforderungen des EE-Wärmegesetzes
und EnEV: Bei beiden werden wir im Wesentli-
chen ja über die Bestandsregelungen sprechen
müssen, die neu aufgestellt werden. Beim EE-
Wärmegesetz müsste ich jetzt nach der Diskus-
sion und den kritischen Anmerkungen zu den
Länderregelungen sagen: Dann müssten jetzt ja
alle sagen, das Bundes-EEWärmeG muss auch
auf den Bestand ausgeweitet werden. Wenn es
aber dann um die konkrete Fassung von Nut-
zungspflichten geht, dürfte der Dissens dann
wieder sehr, sehr groß sein. Das Gleiche haben
wir bei der EnEV gehört: 30 Prozent Verschär-
fung beim Neubau wird man mit Abstrichen und
Detailregelungen vermutlich hinkriegen, beim
Bestand will man da lieber nicht dran. Ich meine,
dass wir in beiden Bereichen eine Debatte
brauchen: Wie kann ein sinnvolles System der
Anforderungen an den Bestand aussehen?
Reden wir noch einmal über Auslösetatbestän-
de! Reden wir über einfachere Kennwerte! Also
die Frage, kommen wir tatsächlich in Richtung
eines Systems, wo es um CO2-Einsparungen
plus Endenergieeinsparung geht? Wie flexibel
wird dieses System über die Zeit sein? Habe ich
längere Übergangsfristen, bis ich das auch ver-
bindlich, vielleicht in mehreren Schritten erfüllt
haben muss?

Daran schließt sich auch die Frage von Frau
Wagner an: Eine Nutzungspflicht für erneuerbare
Energien im Bestand. Da ist es in der Tat so,
dass die Erfahrungen in Baden-Württemberg
relativ gemischt sind. Wir haben einerseits
natürlich jetzt durch dieses Gesetz die Notwen-
digkeit, dass sich alle mit den Einsatzmöglich-
keiten für erneuerbare Energien auseinander-
setzen müssen. Andererseits wurde eben genau
wegen der Auslösetatbestände vor Inkrafttreten
des Gesetzes relativ viel investiert, danach ist die
Nachfrage eingebrochen. Ich komme wieder
darauf, dass ich feststelle: Das Instrument Nut-
zungspflicht, das sehr pauschal ist, funktioniert
gesetzlich nur, wenn es jede Menge von Aus-
nahmetatbestände und Ersatzleistungen gibt.
Das diskutieren wir einmal beim Wärmegesetz
und umgekehrt diskutieren wir es bei der EnEV.
Ich glaube, da verhakeln wir uns sehr stark,
wenn wir lauter Ausnahmetatbestände diskutie-
ren. Also, mein Plädoyer: Lasst uns das Anfor-
derungsniveau auf eine generelle Ebene heben,
wo es die Wahlmöglichkeiten gibt. Aber – ich
sage es jetzt noch einmal ganz bewusst – ich
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sehe durchaus eine Priorität in Richtung Ge-
bäudehülle, Anlageneffizienz, erneuerbare Ener-
gien; sodass jemand, der grundsätzlich an sein
Gebäude herangeht, dafür auch durch eine
Förderung sozusagen belohnt werden muss.
Deshalb auch der Widerspruch mit den zusätz-
lichen Mitteln, die jetzt in die KfW gehen, das
hatte Herr Holmeier angesprochen: Klar sind wir
dafür, dass durch die KfW zu fördern, aber wenn
Sie sich angucken: Der Anteil der Vollsanierun-
gen in den KfW-Förderprogrammen ist ja schon
relativ gering. Also dann würde ich eher schau-
en, wo haben wir Segmente, wo wir uns von
einer Teilsanierungen in Richtung einer Vollsa-
nierung entwickeln können, statt jetzt eine un-
endliche Schiene an Einzelmaßnahmen aufzu-
machen, da entstehen ja auch sehr viele Mit-
nahmeeffekte.

Ein Letztes, Herr Groß, zum Thema dezentrale
Erzeugung: In der Tat, wir sehen das ähnlich,
dass die dezentrale KWK eine bedeutende Rolle
spielt. Die eigentlich KWK-Novelle steht ja noch
aus, wo ja zusätzliche Anreize für Wärmespei-
cherung und Wärmenetze fällig wären. Da geht
es auch um die Diskussion, ob, wenn momentan
das Programm gar nicht ausgeschöpft wird, die
frei werdenden Mittel dann zum Teil stärker in
andere Infrastrukturen, in Richtung Speicher,
Netze, Flexibilisierung fließen können. Ich würde
es aber generell auch so sehen, dass wir das
Thema „Rolle der Kommunen bei der Energie-
wende“ nicht nur auf die Frage verengen, ob die
Kommune selber Erzeugungsanlagen baut und
betreibt, sondern die Kommunen werden ganz
zentral eine Rolle darin haben, überhaupt zu
schauen: Wie sind die Auswirkungen der Be-
schlüsse vom Juni dieses Jahres auf die Struktur
der Energieversorgung in einer größeren Regi-
on? Welche Mitwirkungsmöglichkeiten gibt es für
private Investoren, für kommunale Investoren,
aber auch für Bürger. Ich glaube, diese Rolle im
Sinne von Dialogbereiter und Kommunikations-
konzepten, auch in Richtung Transparenz und
Akzeptanz, das wäre meines Erachtens der
Ansatzpunkt. Zum Teil liegen dort schon Erfah-
rungen vor, hier ist es vor allen Dingen an den
Kommunen eine Förderung durch eine profes-
sionelle Unterstützung zu leisten . Also nicht nur
technische Anlagen fördern, obwohl wir zu-
stimmen, dass die kommunale KWK dort sicher-
lich auch eine wichtige Rolle spielt. Dankeschön!

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Wachholz. Herr
Stücke!

Dr. Andreas Stücke (Haus & Grund): Vielen
Dank Herr Vorsitzender. Herr Vogel hat die
Frage gestellt, was eigentlich die Fortschritte bei
der energetischen Modernisierung hemmt und
hat dort das Stichwort Bürokratie genannt. Ich

glaube, man kann es so zusammenfassen:
Erstens: Es gibt in Deutschland unseres Wissens
nach keinen einzigen Lehrstuhl der das Bauen
im Bestand lehrt. Das heißt, wir lassen auf un-
sere Gebäude Leute los, die das „üben“, wäh-
rend sie sich mit uns befassen. Es gibt natürlich,
Herr Vogel, Architekten, die das „nicht mehr
üben“, sondern schon können, aber gelehrt wird
es trotzdem nicht in Deutschland. Bauen im
Bestand ist kein Thema, das an den Hochschu-
len mit Nachdruck verfolgt wird. Es ist aber bei
den Fragen, die vor uns liegen, bei den Eingrif-
fen, die wir vorhaben, unbedingt notwendig, dass
hier im Bereich der Forschung mehr geschieht.
Zweiter Punkt: Das Tempo der Veränderung der
energetischen Anforderung durch die Politik,
durch die Gesetzgebungsmaschine. Wenn Sie
sich mit dem Handwerk unterhalten, machen die
ja überhaupt keinen Hehl daraus, dass sie die
EnEV 2009 bis heute noch nicht kapiert haben,
sondern noch mit den alten Anforderungen leben
und wenn sie die 2009er verstanden haben, gibt
es aber schon die 2012er. Das heißt, wenn
möglichst viele Leute mitgenommen werden
sollen, müssen wir das Tempo absenken, damit
es auch wirklich viele kapieren, damit wir viele
mitnehmen.

Drittens: Jetzt darf ich noch einmal wiederholen:
Die Marburger Solarsatzung ist ein Musterbei-
spiel dafür, was hier gerade alles komplett
schiefläuft. Klimaschutzpolitik gehört in den
Deutschen Bundestag hinein und nirgendwo hin
sonst! Die Marburger Solarsatzung beruht auf
einer Vorschrift in der Hessischen Bauordnung,
die es den Kommunen erlaubt, bestimmte
Brennstoffe in ihrem Gebiet zu verbieten oder
fortzuschreiben. Das ist Schilda! Ja, Entschul-
digung, das geht so nicht! Der Bundestag hätte
jetzt die Gelegenheit und das wäre dann die
dritte Bemerkung zu Ihrer Frage, Herr Vogel, zu
den Nachbesserungen am EE-Wärmegesetz.
Streichen Sie die Länderklausel. Lassen Sie sich
von den Ländern die Butter nicht vom Brot
nehmen! Sie haben jetzt übrigens auch ein rich-
tig gutes Argument denen zu sagen: Wir machen
das nicht mehr länger mit. Wenn die glauben, bei
der Finanzierung nicht mitspielen zu müssen,
was die steuerlichen Anreize angeht, haben Sie
jetzt durchaus die Gelegenheit, den Ländern jetzt
auch mal zu zeigen, wo der Hammer hängt. Die
Länderöffnungsklausel im EE-Wärmegesetz
bremst energetische Fortschritte im Moderni-
sierungsbestand enorm, weil das Publikum nicht
mehr kapiert, welchen Anforderungen es eigent-
lich zuerst folgen soll. So ist es!

Herr Körber hat die Frage gestellt, wie es eigent-
lich mit zukünftigen ordnungsrechtliche Vorga-
ben im Gebäudebestand gehen könnte. Da ist
unsere Haltung ganz einfach: Schon mit der
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EnEV 2009 sehen wir das Wirtschaftlichkeits-
gebot, dass aus der Eigentumsgarantie des
Grundgesetzes folgt, in hohem Maße als verletzt
an. Wenn Sie an die 2012er rangehen und da die
Schraube noch weiter drehen, riskieren Sie
einen Aufstand. Da bin ich ganz sicher. Die Leute
können es jetzt schon nicht mehr! Es gibt ein
Institut, das den Eigentümern permanent, seit
Jahren vorrechnet, dass sich die energetischen
Maßnahmen für alle immer rechnen. Das ist die
dena; und die dena rechnet diese Maßnahmen
anhand von Schrottimmobilien aus, wie sie tat-
sächlich in Deutschland auch existieren, aber
nicht für die Masse des Marktes repräsentativ
sind. Deswegen haben wir eine Fülle von an-
deren Untersuchungen, die auf der Auswertung
von Tausenden von Energieausweisen beruhen.
Techem, ista und andere, die mitgerechnet ha-
ben. Es rechnet sich für viele schon heute nicht.
Insofern brauchen wir über eine Verschärfung
des Ordnungsrechtes überhaupt nicht nachzu-
denken. Sie bewegen sich dann im Bereich der
kalten Enteignung und dagegen werden sich die
Eigentümer wehren! Ich danke.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Siebenkotten.

Lukas Siebenkotten (DMB): Zu zwei Punkten
bin ich gefragt worden und möchte dazu gerne in
der notwendigen Kürze etwas sagen. Der eine
Punkt war: Herr Bartol hat Herrn Rasch und mich
aufgefordert, den Koalitionsabgeordneten klar-
zumachen, dass die Kürzung der Städtebau-
förderungsmittel nicht in Ordnung sei. Ich wende
mich gleichwohl an Sie alle. Ich denke, die Argu-
mente dazu, warum es sinnvoll wäre, Städtebau-
förderung kontinuierlich auf dem Niveau weiter
zu betreiben, wie das in der Vergangenheit der
Fall war, sind so intensiv bereits – übrigens
sowohl von den Kollegen der BSI, Haus & Grund,
dem GdW als auch von uns et cetera – gebracht
worden, dass ich sie nicht alle wiederholen
muss. Aber ich möchte doch darauf hinweisen,
dass man das mal von der umgekehrten Seite
betrachten sollte. Der Eindruck, der hier entsteht,
ist der, dass wir uns in dem Bereich des Bauens
im BMVBS langsam aber sicher bei einer ganzen
Reihe von Fördermaßnahmen nach unten be-
wegen. Ich nehme nur das Beispiel der Bezu-
schussung des altersgerechten Umbaus, was ich
überhaupt nicht verstehe. Nachdem dieses zarte
Pflänzchen gerade erst vor zwei oder drei Jahren
eingeführt worden ist! Man hat den Eindruck, es
geht überall so ein bisschen, zum Teil etwas
heftiger, zum Teil etwas weniger heftig nach
unten. Und ich sage Ihnen dazu nur: Die Tat-
sache, dass wir in der Vergangenheit eine wirk-
lich brauchbare Städtebauförderung haben, die
Tatsache, dass wir ein in den letzten zehn Jah-
ren sehr gut funktionierendes Programm „Sozi-
ale Stadt“ in diesem Zusammenhang haben,

diese Tatsache hat auch etwas damit zu tun,
dass es bei uns eben keine Banlieues gibt, wie in
der Umgebung von Paris oder in Paris selbst,
sondern dass bei uns da, wo etwas getan wer-
den musste, auch getan worden ist und des-
wegen der soziale Zusammenhalt und der sozi-
ale Friede in unserem Land besser funktionieren.
Mehr will ich dazu an dieser Stelle nicht sagen.
Ich meine einfach, wir sollten uns darauf ver-
ständigen, sowohl die Politik als auch die Ver-
bände, dass man hier auf Sicht gesehen, wieder
einen klaren Horizont hat und sich klarmacht: Wir
wollen eine bestimmte Förderhöhe – bitteschön
– kontinuierlich beibehalten. Und eine Binsen-
weisheit ist, dass ja nun jeder Euro, der in die
Städtebauförderung reingesteckt wird, eine
ganze Reihe von weiteren Euros mobilisiert – ob
es jetzt acht sind oder elf oder fünf, das lasse ich
mal beiseite – die an privaten Kapital, an Inves-
titionen und so weiter reingesteckt werden. Also
verloren sind diese Zuschüsse garantiert nicht!

Zweiter Punkt: die Frage der zusätzlichen steu-
erlichen Unterstützung bei energetischer Sa-
nierung. Wir sind ein Verband, der sich mit
Forderungen nach steuerlicher Abschreibungs-
möglichkeit normalerweise außerordentlich
schwer tut, weil wir da immer Fehlallokationen
befürchten. In diesem Fall haben wir uns zu-
sammen mit Naturschutzverbänden, zusammen
mit Verbänden der Wohnungswirtschaft dafür
ausgesprochen, so etwas zu tun, weil wir glau-
ben, dass es gerade für die wichtige Klientel der
kleinen Hauseigentümer von Bedeutung ist,
dass sie diese Möglichkeit auch haben. Ich fand
den Gedanken der Alternative – entweder du
nimmst KfW-Fördermittel oder du nimmst eine
zusätzliche steuerliche Erleichterung – eigentlich
ganz brauchbar. Man kann sich über die Aus-
gestaltung der steuerlichen Förderung selbst-
verständlich unterhalten. Wenn man zum Bei-
spiel zu dem Ergebnis kommt, dass eine Ab-
setzung insoweit ungerecht sein könnte, wenn
sie dazu führt, dass diejenigen, die am meisten
haben, dann auch am meisten einsparen, dann
könnte man zum Beispiel als Alternative etwa für
einen Vermittlungsausschussverfahren – von
dem wir übrigens alle hoffen, dass das noch
stattfindet – hingehen und sagen: Dann machen
wir doch einen Abzug von der Steuerschuld. Das
wäre ein denkbarer Punkt. Ich weiß, dass zum
Beispiel die Grünen das – wenn ich mich recht
erinnere – mal ins Gespräch gebracht haben.
Also das wäre so ein Punkt, der einen Kompro-
miss darstellen könnte. Das war die zweite
Frage, die ich beantworten sollte und ich habe
mich wohlgemerkt an Sie alle gewandt. Vielen
Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Siebenkotten.
Herr Rasch!
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Walter Rasch (BSI): Herr Vorsitzender, meine
Damen und Herren, Sie werden es nicht glau-
ben, aber Mieterbund und BFW und BSI sind
sich von Herzen einig! Das ist ja ganz unge-
wöhnlich. Früher nannte man uns Klassenfeinde,
das ist aber auch schon lange vorbei. Heute
verstehen wir uns gut und unterstützen uns,
sodass ich zu der städtebaulichen Seite nicht viel
zu ergänzen habe, Herr Bartol, zu der Frage, die
Sie gestellt hatten. Schauen sie mal, wenn ich
mir die Sache mit dem Blick eines ganz normalen
Bürgers anschaue. Wenn ich bei den Pro-
grammen die Ziele verdopple und einen großen
Ansporn in das Bewusstsein der Bevölkerung
tragen will und gleichzeitig die Mittel reduziere
oder auf Null stelle, dann kann da was nicht
stimmen. Wenn wir versuchen wollen, nun quar-
tiermäßig auch noch die energetische Frage zu
lösen... Wenn ich die Anträge lese, da wird so
wahnsinnig viel draufgesattelt, das wird so
kompliziert, was ordnungsrechtlich alles ge-
macht werden soll, dass wir noch Jahre brau-
chen, um diese Rechtsvorschriften zu schaffen,
bevor wir anfangen können, richtig zu koope-
rieren. Deswegen bin ich für pragmatische Lö-
sungen und deswegen: weniger draufsatteln! Wir
sind dafür, dass Sie das Ordnungsrecht nicht
verschärfen; dass Sie klar die Regelung auf der
Bundesebene treffen; dass die Länder keine
eigenen Klimagesetze machen sollen und die
Kommunen schon gar nicht. So dass wir nicht
einen Wahnsinnskurs fahren, dass die Firmen
umziehen oder die Bürger umziehen müssen,
um bestimmten maximalistischen Forderungen
zu entgehen, wechseln wir die Bundesländer
oder die Dörfer! Das kann doch nicht wahr sein!
Das muss einheitlich und klar sein, um auch
Rechtssicherheit zu haben und Rahmenbedin-
gungen zu haben, die vernünftig sind.

Ein Zweites: Im Grunde diskutieren wir ja Klima-
schutz und CO2-Einsparung. Die Energieein-
sparung ist das Vehikel, um auf noch weniger
CO2 zu kommen, aber nur auf Energieeinspa-
rung zu setzen und da maximale Lösungen zu
suchen, ist auch nicht sinnvoll. Bisher ist es
zumindest denkbar, dass wir womöglich in Zu-
kunft technologische Möglichkeiten haben wer-
den, die uns die Einsparnotwendigkeiten redu-
zieren, weil wir Sonnenenergie und Erdwärme
nutzen können und die kriegen wir noch fünf
Milliarden Jahre gratis. Wenn wir das vernünftig
speichern können, können wir auch eines Tages
wieder mehr Energie verbrauchen oder wenn Sie
so wollen „verschwenden“, weil wir CO2-Freiheit
schaffen und zu vernünftigen Energiekosten
kommen. Jetzt haben wir verschiedene Prob-
leme, – ich will die Maßnahmen gar nicht alle vor-
tragen. Rein-raus mit der Atomenergie; mehr
Geld oder weniger Geld aus den Einnahmen der
Atomenergie; das führt zu Veränderungen in der

CO2-Bilanz. Plötzlich müssen wir mehr Kraft-
werke bauen. Das ist ein Hin und Her, die Ener-
giekosten steigen kontinuierlich und ich frage
mich, wie der Mieter in Zukunft seine Miete
zahlen soll, weil die Nebenkosten, sowohl im
Strom wie auch im sonstigen energetischen
Bereich trotz der Einsparungen steigen. Wir sind
ja glücklich, wenn wir eine Stabilität zwischen
den Einnahmen und Ausgaben hinkriegen, also
Warmmietenneutralität schaffen können. Inso-
fern sollten wir auch darüber nachdenken, dass
wir hier einen vernünftigen Rahmen schaffen.
Wir setzen nicht auf Ordnungsrecht, sondern wir
setzen auf individuelle Regelungen, das heißt,
sich zu fragen: Was passt am besten zusam-
men? Was kann man am besten hier machen?
Und nicht durch Vorschriften die Kreativität vor
Ort, im einzelnen Objekt oder in der Gruppe der
Objekte wieder einzudämmen. Dann brauchen
Sie ja eine Behörde, die das kontrolliert. Sie
machen einen behördlichen Aufwand, der kostet
wieder mehr Geld. Überlassen Sie es doch ein-
mal den Betroffenen im Rahmen der Zielsetzung
und der gesetzlichen Regelungen das zu errei-
chen, was optimal in der jeweiligen Situation
möglich ist, dann kommen wir wesentlich weiter.

Die AfA ist ja eine ergänzende Maßnahme, die
wir propagieren. Da schlummert ja auch immer
noch im Bundesrat der Antrag von Bayern, der ja
vorsieht, sogar für energetische Maßnahme von
vier Prozent auf acht Prozent zu gehen, wenn
man bestimmte Ziele erreicht. Es ist eine schnell-
wirksame Maßnahme und wir plädieren auch
deswegen dafür, weil sie den Investor entlastet,
sowohl im Bestand als auch beim Neubau, was
die Mietensituation angeht. Und gerade im Be-
stand ist es interessant. Da können wir uns über
die Modelle – zehn Jahre, zehn Prozent etwa,
oder wie immer man es machen will – gerne
unterhalten. Es ist aber eine Maßnahme, die
auch zu Entlastungen beiträgt und schnell wirk-
sam werden kann. Wir haben ja sowieso das
Problem: Im Bestand, wenn wir Vollsanierung
machen, sind es Anschaffungskosten, dann
landen Sie wieder bei der zweiprozentigen
AfA-Regelung. Wenn Sie aber Instandhaltungs-
maßnahmen machen, können Sie die voll als
Betriebsausgaben absetzen. Hier gibt es so viele
Diskrepanzen im Steuerrecht, die auch ange-
glichen werden müssen, wo wir uns selbst so-
zusagen ein Bein stellen. Also wir stellen uns vor,
im Bundesrat diese zehn Prozent-Regelung
durchzusetzen und eben auch die vier Prozent
AfA für den Neubau zu erreichen. Das fördert
auch den Ersatzneubau. Es gibt ja Immobilien,
die wirklich nicht sanierungsfähig sind und sinn-
voller Weise ersetzt werden können, auch städ-
tebaulich und von der Wohnqualität her, von der
energetischen Frage ganz abgesehen. Das
sollte auch unterstützt werden, so dass man
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einen Mix hat von verschiedenen Maßnahmen,
um das gemeinsame Ziel zu erreichen. Ich
glaube, ich habe damit die Fragen, die mir ge-
stellt worden sind, beantwortet und bedanke
mich für die Aufmerksamkeit.

Vorsitzender: Vielen Dank Herr Rasch. Zum
Abschluss Herr Bohne!

Rainer Bohne (SRL): Ich habe eine ganz an-
dere Frage gestellt bekommen. Aber ich möchte
zunächst einmal Herrn Rasch doch in einem
Punkt widersprechen: Ich meine, Politik hat die
Aufgabe Ordnung zu schaffen und insofern ist
Politik immer Ordnungspolitik. Wenn ich etwas
hier erwarte von der Politik, dann heißt es, dass
ich versuchen möchte, Anregungen zu geben,
wie man möglicherweise eine bessere Ordnung
schaffen könnte. Und da ist natürlich gerade
unser Gebiet der Bodenordnung nicht das un-
wichtigste dabei und Bodenordnung ist eben
immer Ordnung und jeder Eingriff in die private
Verfügungsgewalt von Grundstücken ist natür-
lich Eingriff in Bodenordnung. Es gibt ja bei
vielen Fördermaßnahmen, die grundsätzlich an-
gedacht werden, immer wieder die Frage: Wie
raumwirksam sind denn eigentlich diese Förde-
rungen? Wer untersucht die? Beim Klimaschutz
bin ich der Meinung, müssen wir das endlich
auch einmal andersherum angehen. Es kann
meiner Ansicht nach nicht sein, Klimaschutz nur
danach zu betrachten, wie viel CO2 wird in wel-
chem Moment, wo, wie eingespart wird. Das ist
keine Ordnung! Sondern eine Ordnung ist, wenn
ich mir Gedanken mache, wie ist Klimaschutz
insgesamt zu organisieren und welche vielen,
vielen verschiedenen Möglichkeiten – da ist die
ganze Kreativität natürlich gefragt – sind anzu-
wenden, um hier sozusagen eine andere Ord-
nung im Sinne von Klimaschutz erreichen zu
können? Und da sind natürlich die Kommunen
als Träger der Planungshoheit einer der wich-
tigsten Partner in diesem ganzen Geflecht und
insofern hat die kommunale Ebene natürlich
einen ganz hohen Stellenwert. Das heißt, wir
müssen die Planungen, die die Kommune macht
– und das ist zunächst erst mal der Flächen-
nutzungsplan – so in die Lage versetzen, dass
dort Klimaschutzziele Eingang finden – und ich
sage dazu: Eingang finden müssen! Da muss im
Baugesetzbuch Klarheit geschaffen werden,
dass Klimaschutzkonzepte Teil einer Flächen-
nutzungsplanung sein müssen. Und es kommt
hinzu: Es gab vor Jahren bei einer Novellierung
mal die Idee, Flächennutzungspläne nach 15
Jahren grundsätzlich einer Revision zu unter-
werfen. Das ist möglicherweise ein bisschen
über das Ziel hinausgeschossen, so eine grund-
sätzliche Revisionspflicht, aber überlegen Sie
sich: der demographische Wandel, der Klima-

schutz. Wir haben sehr viele unterschiedliche
Dinge, die eigentlich auch völlig neue Leitbilder
für die Kommunen beinhalten. Die müssen in
Flächennutzungsplänen umgesetzt werden. Das
heißt, eigentlich müssen dringendst – und das
kann eben nicht bis 2030 oder 2040 dauern,
sondern es muss früher passieren – in den ein-
zelnen Kommunen Flächennutzungspläne auf-
gestellt werden, die Klimaschutzziele beinhalten.
Dazu muss, wie gesagt, das BauGB unbedingt
angepasst werden. Und über diese ganzen
Flächennutzungspläne sind natürlich die Vor-
ranggebiete für bestimmte Nutzungen festzule-
gen. Da könnten unter anderem auch energeti-
sche Sanierungsgebiete festgelegt werden und
so weiter. Das ist dann aber eine Abwägung, die
der Kommune obliegt. Und die ordnungspoliti-
schen Ziele, die da genannt werden, die sind ja
so, ich will nicht sagen „weich“, aber so vielfältig,
dass die Befürchtung, die hier teilweise geäußert
wurde, man könnte die Kreativität damit beein-
trächtigen, dies halte ich schlichtweg für Unsinn,
ehrlich gesagt. Das müssten Sie eigentlich ja
kennen aus den ganz früheren Sanierungssat-
zungen. Die Sanierungsziele sind in der Regel so
formuliert, dass Sie dort unglaublich viele, un-
terschiedliche Dinge machen können.

Da kommen wir dann sofort und nochmal zum
Abschluss kurz zur Städtebauförderungskür-
zung: Da ist eigentlich alles schon gesagt wor-
den von Herrn Siebenkotten und Herrn Rasch,
da kann ich mich nur anschließen. Außer, dass
ich eigentlich sagen würde, es geht nicht darum,
die Städtebauförderung auf das alte Niveau
wieder anzuheben, sondern, wenn das alles
richtig ist, was wir sagen, dass die Folgewir-
kungen von Städtebauförderungsmittel so sind
wie sie sind, dann müssten die doch erhöht
werden! Also die Forderung muss doch eigent-
lich sein, die Städtebauförderung muss nicht nur
auf das alte Niveau, sondern sie muss noch
höher sein und ob das jetzt in jedem Maße im
Haushalt darstellbar ist, ist etwas anderes. Aber
die Forderung – wenn Sie uns als Sachverstän-
dige hier einladen, dann muss man das sagen:
Jede Mark, die in Städtebauförderung geht, ist
eine gut ausgegebene Mark!

Vorsitzender: Dann sage ich vielen Dank Herr
Bohne. Vielen Dank an alle Sachverständigen.
Vielen Dank an das Publikum. Kommen Sie gut
nach Hause! Auf Wiedersehen!

Ende der Sitzung: 12:55 Uhr

Dr. Anton Hofreiter, MdB
Vorsitzender
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